»Wer nicht verdurstet, ertrinkt.« 


»Im Zweifel für den Zweifel 
Das Zaudern und den Zorn 
Im Zweifel fürs Zerreißen 
Der eigenen Uniform 


Im Zweifel für den Zweifel 
Und die Unfassbarkeit 

Für die innere Zerknirschung 
Wenn man die Zähne zeigt« 


»ToCcotronic« 
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2. Auflage 


Zitat Rückseite: 
»Theodor W. Adorno« 


WER WIR SIND 


Wir sind ein Zusammenschluss von 
Menschen, die sich unter dem Namen 
»direction f« zusammengefunden ha- 


ben. 


Wir blicken mit Sorge in die Zukunft, 
denn diese Sorgen sind angesichts akK- 
tueller Probleme wie dem Klimawandel, 
sowie dem Artensterben, aber auch dem 
Erstarken rechter Parteien absolut ange- 
bracht, und sollten zum Handeln zwin- 
gen. Wir wollen uns von unserer Angst 
und Ohnmacht nicht lähmen lassen, 
weshalb wir diese Broschüre nutzen 
und mit Hilfe politischer Analysen zum 
kritischen Nachdenken anregen wollen. 
Wir haben uns mit dieser Broschüre das 
Ziel gesetzt einige Leerstellen zu füllen, 
über die wir in der bisherigen Debatte 
in der Klimabewegung gestolpert sind 
und wollen uns diesen Fragen aus einer 
kritisch-solidarischen Perspektive an- 
nähern. Dabei ist es uns insbesondere 
wichtig, über die Ursachen der Probleme 
nachzudenken und die Zusammenhän- 
ge mit Feldern wie Wirtschaft, Technolo- 
gie und Arbeit aufzuzeigen, die sonst oft 
weniger berücksichtigt werden. 

Wir erhoffen uns dadurch weitere Dis- 
kussionen in der Klimabewegung an- 
zuregen, die sonst nur in beschränkten 
Kreisen wie einzelnen Studiengängen, 
politischen Gruppen & Bündnissen ver- 


bleiben würden. 
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EINLEITUNG 

KLIMAKONFERENZEN: WAS BISHER 
UESCHAH - ODER AUCH NICHT 
KAPITALISTISCHE NATURZERSTORUNG - 
HÖHER, SCHNELLER, WEITER 
KLASSENFRACGE KLIMAWANDEL - 
»ITSALL ABOUT THE 

MONEY, MONEY, MONEY« 

BULLSHIT BINGO 

ARBEIT. KLIMASCHUTZ.KONKURRENZ. 
WER ZUERST UNTER DEN FOLGEN 
DES KLIMAWANDELS LEIDET UND WARUM 
»DIE GRUNEN« - WARUM SIE DEN 
KLIMAWANDEL AUCH NICHT 
AUFHALTEN WERDEN 

»OREEN NEW DEAL« .. orno Deal? 
KLIMA DER ANGST - EINE ZUKUNFT 
FÜR ALLE IST EINE VWVELT OHNE 
ANGST VOR DER ZUKUNFT 

MIT DEM AUFHÖREN ANFANGEN - 
TROTZ ALLEDEM! 

CO>-STEUER? - RICHTIGE ANTWORT 
AUF DIE FALSCHE FRAGE 
ZUSAMMENFASSUNG & AUSBLICK 


»Wir können die Welt nicht retten, in 
dem wir uns an die Spielregeln halten. 
Die Regeln müssen sich ändern. Alles 
muss sich ändern. Und zwar heute.« 


Vorwort zur 
zweiten Auflage 


Liebe Lesende, 

Drei Monate sind inzwischen vergan- 
gen, seit wir die erste Auflage unserer 
Broschüre veröffentlicht haben. Gedacht 
war und ist diese als ein Beitrag zur ak- 
tuellen Klimadebatte. Die Broschüre 
richtet sich vor allem an die junge poli- 
tische Bewegung, die sich gerade welt- 
weit formiert, um Einfluss auf politische 
Prozesse zu nehmen und die den Kli- 
mawandel so noch einzudämmen hofft. 
Eine Hoffnung die wir teilen. 

»System Change, not Climate 
Change«, findet sich nicht nur als Titel 
auf dieser Broschüre, sondern auch im- 
mer wieder als Parole in der aktuellen 
Klimabewegung: bei sämtlichen »for Fu- 
ture-Gruppierungen«, »Ende Gelände« 
und noch vielen anderen. 

Doch was bedeutet »System Change«? 
Welches System soll sich verändern und 
wie soll es sich eigentlich verändern? 
Diese Frage haben wir uns gestellt und 
versucht, erste Antworten darauf zu 
finden, die wir Euch mit dieser über- 


arbeiteten und erweiterten Auflage der 


»Greta Thunberg« 


Broschüre näher bringen wollen. Soviel 
vorab: Auch wir haben keine letztgülti- 
gen Antworten auf diese Fragen parat 
- oder können mit unumstößlichen Lö- 
sungsvorschlägen aufwarten. Auch des- 
wegen verstehen wir unsere Arbeit als 
einen Debattenbeitrag, der die richtigen 
Fragen stellt und so zum Nachdenken 
anregen und Diskussionen auslösen soll. 
In der Auflage blicken wir wieder auf die 
»Klassenfrage Klimawandel« und wollen 
uns schwerpunktmäßig damit auseinan- 
dersetzen, wie unsere Art zu wirtschaf- 
ten mit der ausufernden Naturzerstö- 
rung zusammenhängt. Wir befassen uns 
mit den vergangenen Klimakonferen- 
zen, mit (globaler) Ungleichverteilung, 
und unterschiedlicher Betroffenheit. 
Ebenso mit Lösungsansätzen der Real- 
politik oder der Partei »Die Grünen«, 
die im Windschatten der aktuellen Kli- 
madiskussion von Erfolg zu Erfolg eilt. 
Neu dazugekommen sind ein Beitrag 
zur geplanten CO: Steuer und einer, der 
sich mit der individuellen Verantwor- 
tung Einzelner und Konsum befasst. Ein 
»Bullshit-Bingo« gibt es natürlich auch 


wieder. 


EINLEITUNG 


Ob es noch eine dritte Auflage geben 
wird, wissen wir zur Zeit selbst noch 
nicht. In Zukunft wollen wir aber ver- 
stärkt unseren Blog für regelmäßige, 
aktuelle Beiträge nutzen. Also bleibt auf 


jeden Fall dran! 


Wir bedanken uns auch diesmal bei al- 
len, die uns beim Erstellen dieser Bro- 
schüre geholfen haben, besonderer 
Dank gilt den talentierten Künstler*in- 
nen, die für die bildliche Gestaltung 
unserer Broschüre verantwortlich sind. 


Wir wünschen viel Spaß beim Lesen! 


direction f 


Aufbruch oder 
Stillstand? 


»Eine Sache für Profis« - Mit diesen Wor- 
ten wollte FDP-Chef Christian Lindner 
unseren Freund*innen von »Fridays for 
Future« (FFF) den Wind aus den Segeln 
nehmen, nachdem sie innerhalb kürzes- 
ter Zeit eine weltweite Bewegung mit un- 
zähligen Ablegern in Dörfern wie Städ- 
ten gebildet hatten und das Versagen 
sämtlicher Staaten und Staatenbünde 
(EU, UN, etc.) im Kampf gegen Naturzer- 
störung und Klimawandel offen benannt 
hatten. Er selbst und mit ihm der Groß- 
teil der weltweiten Politiker*innen soll- 
ten sich diese Worte jedoch selbst durch 
den Kopf gehen lassen, denn die Profis 
warnen schon seit über 50 Jahren vor 
den Gefahren des Klimawandels. Und 
sie sind auf der Seite von FFF, wie die In- 
itiative «Scientists for Future» zeigt. Wir 
wollen euch hier nun die wichtigsten 
Klima-Konferenzen, sowie ihre Debat- 


ten und Beschlüsse kurz aufzeigen: 


Club of Rome - 

Die Grenzen des 
Wachstums 1972 

Ein unbegrenztes Wirtschaftswachstum 
kann es auf einem begrenzten Planten 
nicht geben. So lässt sich der Bericht des 
Club of Rome am prägnantesten zusam- 
menfassen. Der Club of Rome war eine 
Gruppe engagierter Wissenschaftler*in- 
nen, die nicht nur erkannten, dass die 
von Jahr zu Jahr ansteigende Produk- 
tion von Waren immer mehr Ressour- 
cen verbraucht. Sie betonten auch, dass 
der immer schnellere und größere Ver- 
brauch von nur begrenzt vorliegenden 
Ressourcen dazu führt, dass künftige 
Generationen ihre gewohnten Lebens- 


bedingungen nicht halten könnten. Soll- 
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KLIMAKONFERENZEN: 


Vvas bisher geschah 
- Eee OUIEN NIENE 


te »die gegenwärtige Zunahme der Welt- 
bevölkerung, der Industrialisierung, der 
Umweltverschmutzung, der Nahrungs- 
mittelproduktion und der Ausbeutung 
von natürlichen Rohstoffen unverän- 
dert« anhalten, würde die Erde in den 
nächsten 100 Jahren an die Grenzen 
ihres Wachstums stoßen. Heute wissen 
wir: Uns bleibt viel weniger Zeit, um zu 
handeln! Denn sie erkannten zwar, dass 
die Verbrennung fossiler Energieträger 
gebremst werden müsste, die Bedeutung 
von CO: für die Belastung der Atmosphä- 
re war aber noch nicht ausführlich er- 
forscht. Sie forderten ein Gegensteuern 
mit einer Kombination aus technischen 
Lösungen und einem grundlegenden 
Wertewandel in der ganzen Weltgesell- 
schaft. Sie schrieben in ihrem Bericht: 
»Wir suchen nach einem Modell, das ein 
Weltsystem abbildet, das 1. nachhaltig ist 
ohne plötzlichen und unkontrollierba- 
ren Kollaps; und 2. fähig ist, die materi- 
ellen Grundansprüche aller seiner Men- 
schen zu befriedigen«. Doch es gab auch 
im selben Jahr noch auf der UN-Konfe- 
renz »Only one earth« in Stockholm Kri- 
tik von der indischen Premierministerin 
Indira Ghandi: »Auf der einen Seite bli- 
cken die Reichen verächtlich auf unsere 
anhaltende Armut, andererseits warnen 
sie uns vor ihren eigenen Methoden. Wir 
wünschen nicht, dass die Umwelt weiter 
verarmt, und doch können wir die grim- 
mige Armut einer großen Zahl von Men- 


schen nicht einen Moment lang verges- 


sen.Sind nicht Armut und Bedürftigkeit 
die größten Umweltverschmutzer?«. 
Während reiche Staaten sich den »Lu- 
xus« des Klimaschutzes leisten konnten, 
lebte weltweit noch immer ein Großteil 
der Menschen, auch als Spätfolge des 
Kolonialismus, in bitterster Armut. Sie 
konnten und wollten sich nicht wieder 
ihre Lebens- und Wachstumsbedingun- 
gen von den Reicheren und Mächtige- 
ren diktieren lassen. Dafür waren die 
Lebensstandards zu unterschiedlich. 
Indira Ghandi fasste zusammen: »Der 
eigentliche Konflikt besteht nicht zwi- 
schen Umweltschutz und Entwicklung, 
sondern zwischen Umwelt und ruchlo- 
ser Ausbeutung von Mensch und Erde 
im Namen der Effizienz«. Der Kampf 
gegen den Klimawandel ist vom Kampf 


gegen Ausbeutung und Unterdrückung 


nicht zu trennen. 


Brundtland- 

Bericht 1987 

Doch ein erfolgsversprechender ge- 
meinsamer Plan zum Klimaschutz re- 
sultierte weder aus dem Bericht des 
Club of Rome, noch aus der Konferenz 
in Stockholm. Expert*innen diskutier- 
ten viel, erstellten neue Studien und 
Planspiele zum Klimawandel. Doch der 
Widerspruch zwischen den reichen 
Ländern des globalen Nordens, denen es 
wie so oft nur um ein weiteres rasantes 
Wachstum der Wirtschaft ging, und den 


ärmeren Ländern des globalen Südens, 


denen es vor allem um eine Steigerung 
der eigenen Lebensumstände ging, ließ 
sich nicht lösen. Um beide Positionen 
zu vermitteln, wurde die norwegische 
Politikerin Gro Harlem Brundtland be- 
auftragt, eine Kommission und einen 
Bericht zu erstellen, der beide Seiten zu- 
sammenbringt und einen Kompromiss 
zwischen den teils widersprüchlichen 
Interessen schafft. Um also sowohl Na- 
tur- und Umweltschutz, als auch die 
soziale Frage innerhalb und zwischen 
den Staaten zusammenbringen, baut der 
Bericht die Formulierung »nachhaltiger 
Entwicklung« ein. Entstehen sollte ein 
neuer zivilisatorischer Entwurf, eine 
neue Balance zwischen Mensch und 
Natur. Der Bericht hielt fest: »Nachhal- 
tige Entwicklung ist eine Entwicklung, 
welche die Bedürfnisse der gegenwär- 
tigen Generationen befriedigt, ohne die 
Fähigkeit zukünftiger Generationen zu 
gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse 
zu befriedigen«. Doch auch hier konn- 
te sich nicht auf konkrete Handlungen 
des Klimaschutzes geeinigt werden, da 
vor allem der globale Norden an seinem 
naiven Wachstumsglauben festhalten 
wollte. Es wurden nur wenige konkre- 
te Maßnahmen beschlossen, dafür aber 
immer mehr und immer weiter produ- 
ziert, während die Kohlekraftwerke und 
Fabriken weiter Tonne um Tonne CO: in 
die Luft stießen. Nur fand dies für viele 
Klimaaktivist*innen des globalen Nor- 
dens nicht mehr vor den eigenen Augen 
statt, da immer mehr Kapitalist*innen 
die Chance ergriffen ihre Produktion in 
Länder auszulagern, die aus eigener Not 
dafür auf Regulierungen im Arbeits- und 
Klimaschutz verzichteten, was katast- 
rophale soziale und ökologische Folgen 


hatte. 


Erdgipfel von Rio de 
Janeiro 1992 

Wenn du mal nicht weiter weißt, grün- 
de einen Arbeitskreis. Oder veranstalte 
eine Konferenz. Die Konfliktlinien zwi- 
schen dem globalen Norden und Süden 
hatten sich zwarnicht verändert, das 
Zeitfenster für wirksamen Klimaschutz 
wurde jedoch immer kleiner. Dennoch 
fielen auch der Konferenz von Rio we- 
sentliche Teile einem schlechten Kom- 
promiss zum Opfer: Konventionen über 
Klimaschutz und Biodiversität wurden 
verwässert, die so dringenden Lösun- 
gen für den Klimawandel kamen nicht 
zu Stande. Was blieb war eine Denkfigur, 
die seit dem Klimagipfel immer wieder 


auftaucht: Das Dreieck der Nachhaltig- 


keit. Es verdeutlicht, dass im Kampf 


gegen den Klimawandel die Felder der 
Ökologie, der Ökonomie und der so- 
zialen Gerechtigkeit stets in einem Zu- 
sammenhang stehen und nicht getrennt 


voneinander zu betrachten sind. 


UN-Klimakonferen- 
zen (COP) 

Wir wollen euch nicht langweilen. Na- 
türlich gab es noch viel mehr lokale 
und internationale Konferenzen zum 
Klimawandel. So finden seit 1995 jähr- 
lich an wechselnden Orten die COPs, die 
UN-Klimakonferen zen statt. Seit 1995 
fanden also 25 Konferenzen statt. Es 
wurde viel diskutiert, weniger beschlos- 
sen und doch brauchte es «Fridays for 
Future» oder Organisationen wie «Ende 
Gelände» als soziale Bewegungen, um 
der breiten Öffentlichkeit die Dramatik 
des Klimawandels vor Augen zu führen 
und dass besser heute als morgen ge- 


handelt werden muss. Die Reaktionen 


führender Politiker*innen und Kapita- 
listinnen zeigen, dass mit ihnen wie- 
der nur faule Kompromisse zu machen 
sind, mit denen wir uns nicht abfinden 
können und wollen. Naturzerstörung, 
Ausbeutung und der Kapitalismus, das 
erkannten zumindest zu Teilen viele 
Expert*innen schon auf der Klimakon- 
ferenz in Stockholm 1972 und viele spä- 
ter, hängen untrennbar zusammen und 
lassen sich nur gemeinsam überwinden. 
Ob Christian Lindner diesen Expert*in- 


nen vertrauen würde? 


Zum weiteren 
Nachlesen: 


Grober, Ulrich (2010): »Die Entdeckung der Nach- 
haltigkeit. Kulturgeschichte eines Begriffs«. 
Verlag Antje Kunstmann: München. ISBN 978-3- 
88897-648-3. 


KAPITALISTISCHE 


NATURZERSTÖRUNG 
höher, schneller, weiter 


men. Da gibt es zum Beispiel technolo- 


Dieser Tage zeigt sich besonders ein- 
drücklich, dass zwischen den immer of- 
fener zu Tage tretenden Folgen des men- 
schengemachten Klimawandels und 
dem - vermeintlichen - Unwillen der 
Politik etwas an der Misere zu ändern, 
ein großer Widerspruch klafft. Wenn 
aktuell, wie im August 2019 der Ama- 
zonas-Regenwald - die sprichwörtliche 
Lunge dieses Planeten - lichterloh in 
Flammen steht und dies auf dem Treffen 
des Clubs der sieben größten Industrie- 
nationen eher Randnotiz als Hauptauf- 
gabe ist, dann liegt auf der Hand, dass 
etwas nicht stimmt. 

Zum einen reichen die konventionellen 
Methoden der Politik nicht aus, um die 
gegenwärtigen Ausmaße von Naturzer- 
störung nachhaltig zu bekämpfen. Da- 
rüber hinaus bleibt die Frage nach den 
systemischen Ursachen - und damit 
die Rolle der kapitalistischen Form des 
Wirtschaftssystems - bei Naturzerstö- 
rung weitestgehend unbeachtet. 

Auch wenn es anstrengend ist, so mei- 
nen wir, der Zusammenhang zwischen 
kapitalistischer Wirtschaftsform und 
der ihr zugrunde liegenden Logiken, 
mit der Vernichtung der natürlichen 
Lebensgrundlagen, muss beleuchtet 
werden, um die ganze Tragweite des 
Problems zu erkennen: Eine kritische 
Analyse des kapitalistischen Naturver- 
hältnisses muss auf den Tisch. 

widmen wir uns zunächst der Kritik 
einiger der konventionellen Methoden 


der Politik, Naturzerstörung einzudäm- 
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gische Ansätze, die den Glauben daran 
beschwören, dass die Konkurrenz der 
Unternehmen immer neue Innovatio- 
nen hervorbringt, beispielsweise Ma- 
schinen, die effizienter arbeiten und 
mehr Energie einsparen. Eine Effizienz- 
steigerung bedeutet jedoch keineswegs 
(immer) umweltfreundlicher, sondern 
niedrigerer Material- und Energieein- 
satz und das bedeutet für Unternehmen 
in der Regel nur, dass sie das Eingespar- 
te wieder investieren müssen, um kon- 
kurrenzfähig zu bleiben. Ein Teufels- 
kreis. 

Dann gibt es Ideen das Bevölkerungs- 
wachstum zu begrenzen. Diese DisKus- 
sion bezieht sich größtenteils auf das 
Bevölkerungswachstum in der soge- 
nannten »dritten Welt«, was nicht nur 
einen deutlichen rassistischen Unterton 
hat, sondern auch noch grober Quatsch 
ist. Schließlich ist nicht die Anzahl der 
Menschen das Problem, sondern - wenn 
man schon auf dieser Ebene argumen- 
tieren will - der Ressourcenverbrauch 
pro Kopf, der in den OECD-Ländern[1] 
ca. 10-40 mal so hoch ist, wie anderswo. 
Das Problem ist viel mehr wie produ- 
ziert wird. 

Dauerbrenner in den kapitalistischen 
Zentren wiederum, sind die morali- 
schen Appelle zur Sparsamkeit und Ge- 
nügsamkeit. Diese übersehen jedoch 
zum einen, dass die Entscheidung für 
oder gegen regionale/bio/faire Produkte, 


oftmals nicht nur eine Frage des Gewis- 


sens sondern viel mehr des Geldbeutels 
der Endkonsument*innen ist. Dass es 
sich viele Menschen schlicht nicht leis- 
ten können »bewusst« und »nachhaltig« 
zu konsumieren. Zum anderen wird 
nicht gesehen, dass der Bio-Hofladen 
und der Riesensupermarkt sich nicht 
durch das Prinzip der Produktion, son- 
dern viel mehr durch ihre Zielgruppe 
und die Größenordnung unterscheiden. 
Beide produzieren jedoch im Kapitalis- 
mus und müssen mit anderen Unter- 
nehmen konkurrieren, worunter dann 
sowohl tendenziell die Qualität der Pro- 
dukte leidet und/oder sie unter miesen 
Arbeitsbedingungen bzw. auf umwelt- 
schädliche Art und Weise produziert 
werden (müssen). Sie teilen sich aber 
noch eine sehr wichtige Eigenschaft: Es 
wird nicht für Bedürfnisbefriedigung 
produziert, sondern für den Profit. 

Ein Blick auf die inneren Logiken des 
Kapitalismus erscheint also lohnens- 
wert. Im Kapitalismus werden stets 
Waren produziert. Weil sie Waren sind, 
werden sie aber nicht nur hergestellt, 
um nützliche Dinge für die Menschen zu 
sein, sondern immer auch zum Verkauf. 
Und sie müssen immer erst verkauft 
werden, bevor sie nützliche Dinge sein 
können. (Der Gebrauchswert hat sich 
immer dem Wert unter zu ordnen). 

Was sich in der Theorie erstmal recht 
trocken anhört, nimmt in der Reali- 
tät - und insbesondere bezogen auf die 
Umwelt - absurde Formen an. Wenn 
ein Produkt hergestellt wird, dann weiß 
die Unternehmerin oft gar nicht, ob es 
sich letztendlich wirklich verkauft. Das 
Resultat sind kilometergroße Müllde- 
ponien von E-Bikes, die eigentlich fahr- 
tüchtig wären, aber dort jetzt liegen, weil 


die betreffende Firma pleite gegangen 


ist oder Berge von Brot, die entsorgt 
werden und gegen Menschen verteidigt 
werden, die diese aus den Containern 
holen wollen, um sie ihrem eigentlichen 
nützlichen Zweck, dem Stillen von Hun- 
ger, zukommen zu lassen. Währenddes- 
sen anderswo Menschen hungrig vor 
Schaufenstern stehen aber kein Geld 
haben, um ihre Bedürfnisse zu befriedi- 
gen. Und dabei ist der Wachstumszwang 
des Kapitalismus, dessen Alternativlo- 
sigkeit uns täglich gepredigt wird, noch 
gar nicht mit einbegriffen. Das ist öko- 
nomisch-ökologischer Wahnsinn! 

Die inneren Logiken des Kapitalis- 
mus lassen einen wirklich effektiven 
und nachhaltigen Umweltschutz nicht 
zu und deswegen werden die konven- 
tionellen Methoden der Politik stets nur 
Symptome bekämpfen, aber nie an die 
Ursache gehen. Es liegt an uns eine kri- 
tische Analyse des kapitalistischen Na- 
turverhältnisses zu betreiben und fort- 
schrittliche Alternativen aufzuzeigen, 
wenn wir der ökologischen Katastrophe 


noch entgehen wollen. 


ANMER- 
KUNGEN 


[1] OECD-Länder: Organisation für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit & Entwicklung (engl.: 
Organisation for Economic Co-operation and 
Development); 20 Gründungs- und 16 weitere 
Mitgliedsstaaten; Forum für regierungen Er- 
fahrungen auszutauschen und gemeinsam auf 
Probleme zu reagieren, durch den Erlass von 
Ordnungen, Standards etc.; Ziel dabei sei eine 


optimale Wirtschaftsentwicklung 


zum 
Weiterlesen: 


1. Karathanassis, Athanasios (2015): »Kapitalis- 


tische Naturverhöältnisse. Ursachen von Natur- 
zerstörungen - Begründungen einer Postwachs- 
tumsökonomie«. VSA-Verlag: Hamburg, ISBN 
978-3-89965-623-7, 


Was meinen wir mit 
Klasse? 


Mit dem Begriff Klasse meinen wir nicht 
die im sogenannten »Realsozialismus« 
[1] zur großen Gruppe mit gemeinsamen 
Wünschen, Interessen und Bewausst- 
sein verklärte »Arbeiterklasse«. Diese 
war weniger Realität, sondern mehr eine 
vorgeschobene Masse, in deren Sinne 


die Partei-Elite vorgab zu handeln. 


Wir hingegen meinen mit Klasse zum ei- 
nen die Summe von Menschen, die nicht 
über Produktionsmittel, also die nötigen 
finanziellen oder materiellen Ressour- 
cen verfügen, um selbst Kapitalist*in- 
nen sein zu können. Menschen, die sich 
aus diesem Grund in entlohnte Arbeits- 
verhältnisse begeben müssen, um das 
für Miete, Essen etc. notwendige Geld 
aufzubringen. Das bedeutet nicht, dass 
alle, die der Klasse der Lohnabhängigen 
angehören, untereinander gleich sind 
und auch nicht, dass diese über diesel- 
ben finanziellen Möglichkeiten, privaten 
Interessen oder Bedürfnisse verfügen. 
Vor allem teilen sie nicht zwangsläufig 
gleiche Vorstellungen, zum Beispiel in 


der Politik oder über den Klimawandel. 


Aus diesem Umstand, ihre Arbeitskraft 
zum Selbsterhalt auf dem Markt ver- 
kaufen zu müssen, ergibt sich notwen- 
digerweise auch innerhalb der Klasse 
der Lohnarbeitenden ein Konkurrenz- 
verhältnis: Während bspw. die Arbei- 
ter“innen in der nachhaltigen Ener- 
gieindustrie davon profitieren, wenn 
Kohlekraftwerke abgeschaltet werden, 
verlieren ggf. die Arbeiter*innen in der 
Kohleindustrie dabei ihre Jobs. 


Neben den Lohnabhängigen gibt es zum 


anderen noch die Klasse derjenigen, die 
Privateigentum an Produktionsmitteln 
besitzen und dieses Kapital einsetzen, 
um mehr Kapital zu erwirtschaften - die 
Kapitalist*innen. Auch sie stehen unter- 
einander in Konkurrenz. Allerdings 
nicht um zum Beispiel Jobs, sondern 
um Ressourcen, Marktanteile und Profi- 
te. Sie sind stets gezwungen, den größt- 
möglichen Profit zu erwirtschaften und 
diesen wieder in ihre Unternehmung ZU 
investieren. Andernfalls wären sie in der 


Konkurrenz zum Scheitern verurteilt. 


Beide Klassen, also die der Eigentü- 
mer*innen der Produktionsmittel und 
die der Besitzlosen, unterscheiden sich 
nicht nur gegeneinander, sondern auch 
innerhalb ihrer jeweiligen Klasse auf 
verschiedene Weise. Dazwischen ver- 
mittelt der Staat, der einerseits sicher- 
stellen will, dass auch künftig genug 
Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, um 
produzieren zu können. Und der ande- 
rerseits dafür sorgen muss, dass es auch 
weiterhin Menschen gibt, die sich Arbeit 
suchen müssen, um über die Runden 
zu kommen. Zum Schutz der Lohn- 
arbeitenden, auf die der kapitalistisch® 
Staat zum Selbsterhalt angewiesen ist, 
erlässt der Staat Gesetze, die die Arbeits- 


zeit beschränken oder einen Mindest- 
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lohn festsetzen. Allerdings erhalten die 
Lohnarbeitenden nur genug um ihre 
eigene Arbeitskraft wiederherzustellen. 
Alles darüber hinaus wird ihnen vor- 
enthalten und größtenteils wieder in 
die Produktion reinvestiert. Denn der 
Staat handelt hier nicht uneigennützig 
protektionistisch. Ein Großteil heutiger 
Arbeitnehmer*innenrechte, wie z.B. der 
acht Stunden Tag, sind Errungenschaf- 
ten historischer Kämpfe der Arbeiter*in- 


nenbewegung. 


Im global durchgesetzten Kapitalismus 
muss der Staat vor allem für die Konkur- 
renzfähigkeit des eigenen Standorts sor- 
gen, damit Unternehmen nicht abwan- 
dern, Arbeitsplätze gesichert werden 
und möglichst viele ein Auskommen 
haben. Dazu gehören auch die Organi- 
sation der Ausbildung und Qualifikation 
des Nachwuchses, die öffentliche Infra- 
struktur und die Aufrechterhaltung der 
staatlichen Ordnung sowie das Wachen 
über das Einhalten der Marktbedingun- 
gen und Gesetze. Genauso wie im Zwei- 
fel militärische Interventionen, um den 
nationalen Unternehmen den Zugang zu 
benötigten Rohstoffen zu sichern. Viele 
der modernen kapitalistischen National- 
staaten leisten sich zudem mehr oder 
weniger funktionierende Sozialsysteme, 
die dafür sorgen sollen, auch denen die 
Existenz zu sichern, die in der Konkur- 
renz um Arbeitsplätze zurückbleiben 


und somit die Stabilität des Sozialgefü- 


ges zu wahren. 
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In vielen Strömungen der Sozialwissen- 
schaften wurde Klasse nach Ende des 
2. Weltkriegs durch die Begriffe Schicht 
und Milieu ersetzt, um die Ausdifferen- 
zierung finanzieller Möglichkeiten und 
Lebensstile innerhalb der lohnabhängig 
Beschäftigten zu erfassen. Fortan wurde 
auf den Begriff der Klasse weitgehend 
verzichtet, weil ihre Mitglieder sich (bis 
heute) meistens nicht als gemeinsame 
Klasse verstehen. Aus »Klassenherr- 
schaft« wurde »soziale Ungleichheit«. 

Wir sprechen demgegenüber ganz be- 
wusst von Klassen: Denn Klasse betont 
nicht nur die ungleiche Verteilung von 
finanziellen Gütern oder z. B. ungleichen 
Bildungschancen sondern fragt auch 
nach den Produktionsverhältnissen, 
die hinter diesen Ungleichheiten stehen 
und welche diese systematisch immer 
wieder aufs Neue hervorbringen. Damit 
verbunden sprechen wir auch von »Aus- 
beutung« der und »Herrschaft« über die 
Lohnarbeitenden durch das Kapital, weil 
diese Begriffe die gesellschaftliche Rea- 
lität genauer erfassen und gleichzeitig 
problematisieren. Im Gegensatz zu bei- 
spielsweise der Rede von »ungleichen 
Lebenschancen«, die diese Verhältnisse 
als quasi natürlich gegeben und nicht 
etwa als sozial und ökonomisch konst- 
ruiert also gesellschaftlich produziert, 


darstellen. 


© 
Produktionsprozess 
Der gleiche Prozess, der Naturzerstö- 


rung und Umweltverschmutzung pro- 


duziert, schafft auch das Klassenver- 
hältnis der kapitalistischen Gesellschaft. 
Dieser Prozess ist die Herstellung von 
Waren, die wir in unserer Gesellschaft 
mal mehr, mal weniger dringend brau- 


chen. 


Kurz gefasst funktioniert es so: Die 
Unternehmen, ob nun Einzel- oder Ak- 
tiengesellschaft (in welcher die Eigen- 
tümer*innen durch eine Geschäfts- 
führung agieren), kaufen Rohstoffe 
und Maschinen, stellen Fabriken oder 
Arbeitsräume zur Verfügung und kaufen 
sich auf dem Arbeitsmarkt Arbeitskräfte 


ein. 


Diese Arbeitskräfte verfügen selbst 
nicht über das hierfür nötige Kapital. 
Sie können zwar prinzipiell frei wählen, 
für welches Unternehmen sie arbeiten 
wollen, sind aber gezwungen, sich aus 
dem bestehenden Angebot für eine oder 
einen zu entscheiden und die nötigen 
Kenntnisse und Qualifikationen mitzu- 
bringen, um Geld verdienen zu können, 
das dann ihr Überleben sichert. Ihre ei- 
genen Wünsche und Träume, aber auch 
ihre Lebensumstände - also ob sie 2. B. 
Angehörige pflegen - müssen sie fast 
immer hinten anstellen - oder mit den 


finanziellen Konsequenzen leben. 


Die Unternehmen zahlen den Lohn- 
arbeitenden keinen Lohn, der dem Wert 
ihrer tatsächlich geleisteten Arbeit ent- 


spricht, sondern nur einen Teil des - 


während der Arbeit erwirtschafteten 
- Werts. Denn der Produktionsprozess 
muss profitabel bleiben, damit die Ei- 
gentümer*innen selbst ein Auskommen 
haben und gleichzeitig einen Teil des 
Profits wieder in das Unternehmen in- 
vestieren können, um Wachstum zu er- 
zeugen. Und das so viel, so oft und so 
schnell wie möglich. 

Deshalb ist es das Interesse der Kapi- 
talbesitzenden, die Lohnarbeitenden so 
lange wie möglich arbeiten zu lassen 
und, dass sie dabei so viele Waren so 
schnell wie möglich herstellen. Doch se- 
hen wir uns nun die Grundlage von Na- 


turzerstörung und -verschmutzung an. 


Das Gewinnstreben im Produktionspro- 
zess ist endlos. Würden sich einzelne 
mit weniger Profit zufrieden geben, wür- 
den sich andere Unternehmen in der 
Marktkonkurrenz durchsetzen. Denn 
mit ihren Profiten könnten sie zum Bei- 
spiel neue Maschinen kaufen, die eine 
noch höhere Produktionsrate und da- 
mit die noch günstigere und schnellere 
Warenproduktion ermöglichen. Doch je 
mehr Waren produziert werden, desto 
mehr Rohstoffe werden für ihre Herstel- 
lung verwendet und desto mehr Energie 
wird bei der Herstellung benötigt - wes- 
halb auch mehr Schadstoffe entstehen. 


Ein Teufelskreis! 


Die lohnarbeitende Klasse stellt also 
unter immer weiter steigendem Ener- 
gie- und Rohstoffverbrauch immer ab- 
surdere Mengen an Waren her, die die 
Kapitalist“innen dann verkaufen. Sie 
arbeitet demnach für den Profit derjeni- 
gen, die die Produktionsmittel besitzen. 
Der Profit wiederum ist die Grundlage 


für eine noch effizientere Produktion: 


noch mehr Waren in noch kürzerer 
Zeit... Ein Wahnsinn, an dem wir alle tag- 


täglich beteiligt sind. 


Sichtbarkeit von 
Klassenverhältnis- 
sen in Arbeit und 
Wohnen 

Die Frage, wo und wie wir leben, er- 
scheint oft als natürlich, als von Geburt 
an bestimmt. Vielleicht fragen wir uns 
im Alltag nichtmal nach dem »Warum?%«. 
Doch diese Frage ist keine natürliche, 
sondern eine gesellschaftliche: Nicht 
die Natur entscheidet, wo arme und wo 
reiche Menschen wohnen, wo ein Koh- 
le- und wo ein Atomkraftwerk entsteht. 
Das hängt ab von den finanziellen Mög- 
lichkeiten, die die Einzelnen in einer Ge- 
sellschaft haben, deren übergeordneter 
Zweck die endlose Profitmaximierung 
ist, die aber gleichzeitig die Grundbedin- 
gung für das Überleben der allermeisten 


Menschen ist. 


Schon seit Beginn der Industrialisie- 
rung gibt es Schilderungen zur Klas- 
senfrage »Naturzerstörung und Um- 
weltverschmutzung«, auch wenn diese 
erst seit den 1960er Jahren vermehrt 
in den Vordergrund rücken. So lassen 
sich unzählige Beschreibungen des Le- 
bens der lohnabhängigen Klasse finden, 
welches durch schier endlose Arbeits- 
tage, schlimmste Armut und massive 
Umweltverschmutzung (durch die nun 
pausenlos rauchenden Schornsteine, 
die in Flüsse gekippten Fabrikabfälle 
etc.) geprägt waren. Meistens war es die 
Lohnarbeitenden, die in diesem lebens- 
feindlichen Umfeld der Fabriken leben 
musste, während Besitzende ihre Häu- 


ser dort hatten, wo die Auswirkungen 


der Umweltverschmutzung nicht so 
sehr sichtbar waren und sie dement- 
sprechend keine oder zumindest weni- 
ger gesundheitliche Folgen in Kauf neh- 


men mussten. 


Noch heute ist es oft der ärmste Teil der 
lohnabhängigen Klasse, der im Umfeld 
von Fabriken, Kohle- und Atomkraft- 
werken oder Müllhalden lebt. Was schon 
hier in einer der reichsten Regionen der 
Welt eine Zumutung sein kann, ist in är- 
meren Regionen der Welt eine unfassba- 
re Qual. Eine Qual, die sich im Zuge der 
Globalisierung in die ärmsten Länder 
ausgelagerte schwerste körperliche Ar- 
beit bei gleichzeitig schlechtem Arbeits- 


schutz noch potenziert. 


Chancen und Gren- 
zen des Konsums 

Es ist klar, dass ein menschliches Le- 
ben ohne die Nutzung von natürlichen 
Ressourcen nicht möglich ist. Wir Kön- 
nen und wollen ja auch in Zukunft nicht 
auf alle Annehmlichkeiten verzichten, 
die Menschen entwickelt haben und 
die unseren Alltag prägen. Doch ist die 
Ursache der Naturzerstörung eben nicht 
die Produktion der Waren, die wir für ein 
lebenswertes Leben für Alle brauchen, 
sondern die Produktion, die nur dem 
Zweck der Profitmaximierung dient. 
Sie muss beständig immer mehr Stof- 
fe in die Produktion werfen und immer 
schneller produzieren, um immer mehr 
Profit zu erwirtschaften und mit diesem 
den Kreislauf von vorne in Gang zu set- 
zen. Davon profitieren dann aber eben 
nicht Alle, sondern nur die, die eh schon 
mehr besitzen als Alle anderen. Diesel- 
ben Kapitalist*innen, ihre Interessen- 


vertretungen und auch die von Steuer- 


einnahmen abhängigen Politiker*innen, 
sind es dann auch, die den Kampf gegen 
den Klimawandel meistens zur Sache 
der Konsument*innen erklären. Oder 
aber blind auf technischen Fortschritt 
vertrauen, der das Problem schon ir- 


gendwie lösen wird. 


Doch ist der Konsum nur mittelbar das 
Problem, denn der Großteil der Natur- 
zerstörung und -verschmutzung findet 
in der Vorbereitung auf diesen - oder 
in der Produktion selbst statt. Und die 
orientiert sich in der Regel erstmal nicht 
am tatsächlichen Bedarf der Menschen, 
sondern produziert auf Basis von Ab- 
satzschätzungen, die konkurrierende 
Unternehmen jeweils für sich erstel- 
len. Erst im nächsten Schritt hoffen die 
Unternehmen, all die Waren dann auch 
wirklich verkaufen zu können. Denn ob 
die Waren tatsächlich gebraucht werden 
und genug zahlungskräftige Nachfrage 
für sie besteht, zeigt sich erst auf dem 
Markt. Was nicht verkauft werden kann 
wird verramscht oder - um die Preise 


stabil zu halten - vernichtet. 


Der Einfluss der Konsument”innen 
auf die Produktion ist somit viel klei- 
ner, als uns in moralischen Sonntags- 
reden weißgemacht werden soll. Das 
soll natürlich nicht leugnen, dass du 
biologische, nachhaltig und fair produ- 
zierte Waren aus lokalem Anbau kaufen 
kannst, die deinen Ökologischen Fußab- 
druck klein halten. Doch ist es eben auch 
eine Klassenfrage, wer sich diese Waren 


leisten kann - und wer nicht. 


Viele Arbeitslose, geringfügig Be- 
schäftigte, Zeitarbeiter*innen, Allein- 


erziehende, große Familien, Geflüchtete, 


Wohnungslose etc. haben ganz andere 
Probleme, vor denen sie stehen. Sicher 
aber nicht ökologisch nachhaltiger und 
moralisch vertretbarer Konsum. Dieser 
mag zwar eine noble Sache sein, doch 
verändert er nur sehr wenig, weil er 
nur von einem kleinen Teil unserer Ge- 
sellschaft überhaupt ausgeübt werden 
kann. 

Weltweit gesehen, sind die Reichtums- 
unterschiede noch größer und die Mög- 
lichkeit zu moralischem Konsum für 
noch mehr Menschen weitaus geringer: 
Eine Studie von Oxfam aus dem Jahr 
2015 hat ergeben, dass die reichsten 10 
Prozent der Menschheit für 49 Prozent 
der CO2-Emissionen verantwortlich 
sind, während die ärmsten 50 Prozent 
umgekehrt nur 10 Prozent verursachen. 
Warum der Klimawandel nicht allein 
durch individuellen Konsumverzicht 
aufzuhalten sein wird, versuchen wir in 
dem Text »mit dem Aufhören anfangen - 
trotz alledem« darzulegen. 

Es ist eine Klassenfrage, wer wie stark 
an der Naturzerstörung beteiligt ist und 
es ist eine Klassenfrage, wer von dieser 
Naturzerstörung am meisten betroffen 


ist und wer sich vor den Folgen retten 


kann. 


QUELLEN 


[1] Der Begriff »Realsozialismus« oder „»eal-exis- 
tierender Sozialismus« war einerseits Selbst- 
bezeichnung von Staaten wie der DDR oder der 
UdSSR und meint, dass diese sich im Zwischen- 
stadium von der kapitalistischen zur klassenlosen 
Gesellschaft befinden würden. Andererseits war 
es auch eine Fremdbezeichnung dieser Gesell- 
schaften durch oppositionelle Linke in Ost und 
West, die dort keine freie, klassenlose Gesell- 
schaft sahen, sondern eine Diktatur einer kleinen 
Parteielite. Mehr bei den Freund*innen von 
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»Dann sollten wir der Sonne erklären, dass 
sie nicht so viel scheinen soll. Weil die Sonne 
ja den Einfluss auf die Ozeane hat und nicht 
wir auf die Ozeane. |...] Wir sollten die Sonne 

verklagen.« 


»Überlasst den Klimawandel »Das Klima wandelt sich, 
mal den Experten.« solange die Erde existiert.« 


[ | HORSTSEEHOFER [ J AfD-GRUNDSATZPROGRAMM [ ] MARTIN WINTERKORN 


[ ] CHRISTIAN LINDNER [ ] DIE BIBEL [ ] BEATRIX VON STORCH 


»Wind ist eine endliche Ressource und sie 
»Die Tatsache, dass Wärme gut für alles Le- nutzbar zu machen, würde die Winde verlang- 
ben ist, könnte man sozusagen als wissen- samen, was wiedrum die Temperatur steigen 
schaftliches Ewigkeitsgesetz bezeichnen!!« ließe.« & »Wenn es heißt wird, gehen wir in 
den Schatten.« 


»Die Dämonisierung von 
Kohlendioxid ist genau wie die 
Dämonisierung der armen 
Juden unter Hitler.« 


»Die Chinesen haben den Klimawandel »Das erinnert an Hexenglauben im Mittelalter, 
erfunden um der amerikanischen »Jesus rettet den Planeten. als wir Hexen für das Wetter verantwortlich 
Wirtschaft zu schaden.« machten.« 


[] EHEM. REPUBL.PRÄSIDENTSCHAFTS- 


[] DONALD TRUMP [ J ANDREAS SCHEUER 


KANDIDAT TED CRUZ 
[ ] PAPST FRANZISKUS 


[ ] MIKE PENCE [ ] KLIMASKEPTIKER MARC MARANO 


»Diese Greta, die hat ja aus dem Schule 


schwänzen eine Tugend gemacht. Ihr »Die sogenannte Energiewende beruht auf 
»Ich bin gespannt, was die Greta macht, folgt eine Armada ökopolitisch korrekter unbewiesenen Annahmen, belastet die Bürger 
wenn es kalt wird. Heizen kann esja Kindersoldaten. Was da geschieht liebe und die Wirtschaft extrem und garantiert 
nicht sein.« Freunde, das ist politischer einer kleinen Sparte von Investoren risikolose 
Kindesmissbrauch und nichts Gewinne.« 


anderes als das.« 


Mit Beginn der 
ersten Industriellen 
Revolution 

ab etwa 1780, ändern sich in Europa die 
Verhältnisse grundlegend. Gravierende 
Umwälzungen finden in allen gesell- 
schaftlichen Bereichen statt. Die Wis- 
senschaft ist sich heute darüber einig, 
dass diese Veränderungen auch den 
Beginn des menschengemachten Klima- 
wandels markieren [1]. 

Mit der Erfindung der Dampfmaschi- 
ne wird die Produktion von Waren und 
Gütern im späten 18. Jahrhundert revo- 
lutioniert. Mechanische Webstühle und 
andere teilautomatisierte Verfahren, 
zum Beispiel zur Verarbeitung von Me- 
tall, sind der Anfang der industriellen 
Produktion von standardisierten Mas- 
sengütern. Überall entstehen Fabriken, 
die allesamt auf zweierlei angewiesen 
sind: Kohle, zum Betrieb der Dampf- 
maschinen und Arbeitende, die die neu- 
en Maschinen befeuern und bedienen. 
Damit beginnt der organsierte, mas- 
senhafte Raubbau an natürlichen Res- 
sourcen und die Menschen werden auf 
ihre bloße Arbeitskraft reduziert. Später 
kommen weitere fossile Brennstoffe als 
Energieträger dazu. Je weiter die indust- 
rielle Massenproduktion vorangetrieben 
wird, desto größer wird der Ressourcen- 


verbrauch. 


Der technologische Fortschritt ab dem 
18. Jahrhundert geht in Europa mit weit- 
reichenden politischen und sozialen 
Veränderungen einher: die Menschen 
werden von der Leibeigenschaft befreit. 
Getragen von den Herausforderungen 
der wirtschaftlich-technologischen Ent- 
wicklung und sozialen Bewegungen, die 


dafür kämpfen. Sie sind fortan ‚frei‘ und 


Io 


zumindest erwachsene Männer unter- 
einander rechtlich weitgehend gleichge- 
stellt. Gleichzeitig verlieren sie aber auch 
durch umfassende Bodenreformen jene 
Flächen, die sie zuvor gemeinschaftlich 
bewirtschaftet hatten, um ihre Existenz 
zu sichern. Gemeineigentum wird flä- 
chendeckend privatisiert. Damit sind die 
Menschen nun einerseits nicht mehr an 
ihre unmittelbare Umgebung gebunden 
und keiner direkten Herrschaft durch 
Adel und Klerus mehr unterworfen. An- 
dererseits unterliegen aber all jene, die 
ohne Besitz an Produktionsmitteln [2] 
sind, dem Zwang ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen, um ihre Existenz zu sichern. 
Die absolute Mehrheit der Menschen hat 
bis heute außer ihrer Arbeitskraft nichts, 
was sich in Wert setzen ließe, um an ein 
Dach über dem Kopf und Essen auf dem 
Tisch zu kommen. Das ist auch im 21. 
Jahrhundert noch einer der Grundpfei- 
ler unserer Wirtschaftsweise: im Kapita- 
lismus gilt das Prinzip »Existenz durch 
Arbeit« [3]. Alle stehen in ständiger Kon- 
kurrenz um die zur Verfügung stehen- 
den Arbeitsplätze. Ein Kampf, der schon 
in der Schule mit knallharten Bandagen 
geführt wird und der sich im Laufe des 
Lebens bei voranschreitender Automa- 
tisierung in der Wirtschaft immer wei- 
ter zuspitzt. Aber nicht nur die Besitz- 
losen konkurrieren untereinander um 
Arbeit. Auch Unternehmen müssen da- 
rum kämpfen, am Markt erfolgreich zu 
sein, um ihren Fortbestand zu sichern. 
Sie sind darauf angewiesen, möglichst 
günstig zu produzieren, damit die Preise 
ihrer Waren auf dem Markt konkurrenz- 
fähig bleiben. Um die Stückkosten klein 
zu halten, müssen Waren in Massen 
produziert und die Effizienz wenn mög- 


lich ständig gesteigert werden. Die Auto- 


matisierung ist bspw. eine direkte Folge 
des Zwangs zur Effizienzsteigerung. Zu- 
dem brauchen Unternehmen ständigen 
Nachschub an Energie und Ressourcen, 
damit die Produktion bestenfalls nie 
stillsteht. Denn Stillstand bedeutet Ver- 
lust. Nationalstaaten, wie wir sie heute 
kennen, entstehen etwa zeitgleich mit 
der Industrialisierung und der Massen- 
produktion nach kapitalistischen Prin- 
zipien. Ihre übergeordnete Funktion ist 
die möglichst reibungslose Organisation 
und Verwaltung des Gemeinwesens - 
also des Zusammenlebens von Men- 
schen innerhalb ihrer Grenzen. Zur Er- 
füllung dieser Funktion gehört im global 
durchgesetzten Kapitalismus auch, für 
Unternehmen möglichst günstige Pro- 
duktionsbedingungen herzustellen und 
die beständige Versorgung mit Rohstof- 
fen und Energie zu gewährleisten. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob Staaten autori- 
tär oder demokratisch regiert werden - 
Hauptsache, der Motor läuft. Auch Staa- 
ten stehen untereinander in Konkurrenz 
um für ihren Standort diese Vorausset- 


zungen schaffen zu können. 


Damit befindet sich die internationale 
Politik in einem echten Dilemma: Einer- 
seits hat die Naturzerstörung durch an- 
haltenden Ressourcenverbrauch inzwi- 
schen Ausmaße angenommen, die den 
Zusammenbruch der globalen Ökosys- 
teme - und damit der Lebensgrundlage 
aller - immer wahrscheinlicher werden 
lassen. Andererseits kann sie zu den ge- 
gebenen Bedingungen die globale Ma- 
schinerie des Wachstums nicht einfach 
anhalten. Die Menschen sind aktuell da- 
rauf angewiesen, dass der Kreislauf wei- 
tergeht, weil dieser Kreislauf aus Arbeit, 


Naturzerstörung, Produktion, Arbeit 


ARBEIT. 


KLIMASCHUTZ. 
KONKURRENZ. 


usw. ihre materielle Existenzgrundlage 


bildet. Darum steigen die USA aus dem 
Klimaabkommen aus [4], holzt das Bol- 
sonaro-Regime in Brasilien den Regen- 
wald ab [5] und hält man in Deutschland 
bspw. noch immer an der Kohle fest [6]. 
Im tatsächlich existierenden Wider- 
spruch Arbeitsplätze vs. Klimaschutz, 
drückt sich ein grundlegendes Dilemma 
kapitalistischer Wirtschaftsweise aus: 
die Mitglieder der Gewerkschaften, die 
beispielsweise den Protest gegen den 
Abbau von Arbeitsplätzen im Tagebau 
organisieren, können zwar alle für sich 
davon überzeugt sein, dass Umwelt- 
schutz wichtig ist. Sie sind jedoch von 
den Arbeitsplätzen abhängig, um ihren 
Lebensunterhalt bestreiten zu Können. 
Die Menschen wissen, dass der Verlust 
des Arbeitsplatzes auch den Verlust des 
sozialen Status bedeutet, weil ihr indi- 
vidueller Wert von ihrer Verwertbarkeit 
auf dem Arbeitsmarkt abhängt. Dies 
führt teilweise dazu, dass Menschen 
selbst dann gegen Klimaschutz agieren 
(müssen), wenn sie von dessen Notwen- 


digkeit überzeugt sind. 


Dieser Konflikt zwischen Arbeit und 
Klimaschutz könnte nur dann gelöst 
werden, wenn die Befriedigung grund- 
legender Bedürfnisse gesellschaftlich 
organisiert und gesichert und nicht 
mehr vom individuellen Arbeitsplatz ab- 
hängen würde. Der Klimawandel ist kein 
rein Ökologisches Problem. Er berührt 


auch die Frage danach, wie wir unser 


Zusammenleben organisieren (wollen) 
und den Menschen künftig ein Auskom- 


men sichern. 


Im Kampf um die Eindämmung der Kli- 
makatastrophe, stellt sich die soziale 
Frage in der ersten Hälfte des 21. Jahr- 
hunderts mit erneuter Dringlichkeit. Ein 
Ausweg aus dieser Situation scheint nur 
dann möglich, wenn wir die Spielregeln 
grundlegend ändern: Systemwechsel 
statt Klimakatastrophe. 

Ironischerweise sind mit der Auswei- 
tung des Kapitalismus und der damit 
einhergehenden Verschlimmerung der 
Naturzerstörung auch die Möglichkeiten 
gewachsen, dem Ganzen Einhalt zu ge- 
bieten. Wir verfügen bereits heute über 
die technologischen Voraussetzungen, 
um in einer nicht-kapitalistischen Ge- 
sellschaft eine sozialverträgliche und 
ökologisch nachhaltige Produktion zu 
etablieren. Damit wären vielleicht noch 
die schlimmsten Auswüchse des Klima- 
wandels zu verhindern, die ansonsten 
einen Großteil des Planeten absehbar 


unbewohnbar machen. 


Wir könnten Technologie dazu ein- 
setzen, die Grundbedürfnisse der 
Menschen zu befriedigen. Die voran- 
schreitende Automatisierung, die den 
Menschen heute noch zu Recht als exis- 
tenzielle Bedrohung erscheint, könnte 
den befreienden Effekt haben, dass sehr 
viel weniger zu verrichtende Arbeit auf 


sehr viel mehr Menschen verteilt wer- 


den könnte. Wo Menschen nicht mehriin 
ständiger Konkurrenz leben, muss nie- 


mand mehr Angst und Hunger haben. 


QUELLEN 


1] Bildungsserver Wiki Grafik Entwicklung 
CO-Emissionen https:/bit.Iy»Zgvarb 


[2] z. B. Boden, Immobilien, Maschinen, Rohstoffe 


etc., letztlich alles was im Industriezeitalter zur 


Herstellung von Waren benötigt wird. 


[3] Zwar ist es richtig, dass beispielsweise in 
Deutschland niemand verhungern muss, weil es 
einen Sozialstaat gibt, der die Menschen vor dem 
Schlimmsten bewahrt - aber das entspricht nicht 
der Lebensrealität der Mehrheit der Menschen 
auf diesem Planeten. Zugleich sichert der Sozial- 
staat den Menschen zwar ein Existenzminimum, 
sie müssen also nicht hungern und haben zu- 
mindest die Chance auf ein Dach über dem Kopf. 
Gleichzeitig aber können sich bspw. Menschen, 
die von Hartz IV oder anderen Wohlfahrtsein- 
richtungen leben müssen, die Teilhabe am 
kulturellen Leben und damit einem Großteil des 
sozialen Miteinanders schlicht nicht leisten. Das 
führt zu einer Verschärfung der Konkurrenz und 
berechtigten Armuts- und Verlustängsten auch 
derjenigen, die heute noch einen Job undeein ver- 


hältnismäßig gutes Auskommen haben. 


[4] Welt.de https:/bit.Iy/2LfbNZ8 


[5] Tagesspiegel.de https:/bit.ly/2HpOEn6 


[6] Wwissenschaft.de https:/bit.Iy/2EGhJrC 


Der Klimawandel 
bedroht die Natur, 


er erwärmt die Ozeane, sorgt für ein 
massives Artensterben und wird - hier 
herrscht in der Wissenschaft größten- 
teils Einigkeit - die Erde in weiten Teilen 
auf Dauer unbewohnbar machen. Erste 
Folgen sind bereits zu spüren: extrem 
trockene und heiße Sommer, Stürme 
und Unwetter, Dokumentationen zeigen 
Bilder von schmelzenden Polarkappen 
und abgemagerten Eisbären. Wir möch- 
ten den Blick auf die Folgen des Klima- 
wandels um eine weitere Perspektive 
erweitern: 

Wer leidet zuerst an ihnen? Wen trifft 
der Klimawandel am härtesten? 

Die Erderwärmung ist überall auf dem 
Planeten zu spüren. Doch während sie 
sich beispielsweise in Deutschland in 
Temperaturen von bis zu 40°C nieder- 
schlägt, treten im sogenannten globalen 
Süden, wie zum Beispiel in Ländern wie 
dem Iran, dem Irak, oder Algerien, mitt- 
lerweile Temperaturen von über 50°C 
auf - Temperaturen von lebensgefährli- 
chem Ausmaß [1]. Der Begriff des globa- 
len Südens ist nicht (nur) geografisch zu 
verstehen, der Begriff ersetzt die werten- 
dere Aufteilung von Ländern in „Indust- 
rienationen“ und »Entwicklungsländer«. 
Es geht also um den wirtschaftlichen 
Status der Länder. Der Anteil dieser 
Länder am Weltwirtschaftsmarkt ist 
bedeutend geringer als der des globa- 
len Nordens, ihr Anteil am weltweiten 
Wohlstand quasi nicht vorhanden. Es 
ließe sich überspitzt sagen: in den wohl- 
habenden Ländern des Planeten wird 
klimaschädlich Reichtum auf den Rü- 
cken der Armen dieser Erde produziert 
und diese kriegen nicht einen einzigen 


Krümel des Kuchens ab. Die wirtschaft- 
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WER ZUERST UNTER 
DEN FOLGEN DES 


KLIMAWANDELS 
LEIDET .. und warum 


lich starken Länder stoßen einen Groß- 
teil der globalen Treibhausgase aus, 
durch umweltschädliche Energiepro- 
duktion, die weite Verbreitung von Autos 
und die an sich schon klimaschädliche 
Produktion von ebenfalls klimaschäd- 
lichen Waren (auch hier ist die Automo- 
bilindustrie ein gutes Beispiel). Und die 
wirtschaftlich schwachen Länder baden 
es aus. Der oben bereits angesprochene 
Anstieg der Temperaturen, die Zerstö- 
rung von landwirtschaftlich nutzbarer 
Fläche und viele weitere Folgen machen 
ein Leben in diesen Gebieten unmög- 
lich. Die UNO-Flüchtlingshilfe prognos- 
tiziert künftig jährlich sechs Millionen 
Menschen, die aufgrund des Klimawan- 
dels fliehen müssen [2]. Abgesehen von 
Naturkatastrophen, Wüstenbildung und 
Überschwemmung - Teile der bewohn- 
ten Fläche des Planeten verschwinden 
mittlerweile einfach im Meer, wie der 
Inselstaat Kiribati [3] - birgt der Klima- 
wandel das Potential weiterer Flucht- 
ursachen: es ist davon auszugehen, dass 
angesichts immer knapper werdender 
Ressourcen vermehrt Kriege um diese 
ausbrechen werden und weitere Men- 
schen vertreiben. 

Wir möchten diese Ausführungen zu 
den sozialen Konsequenzen des Klima- 
wandels mit einem düsteren Gedanken- 
spiel beenden: die aktuelle Flüchtlings- 
politik der EU lässt sich mit keinem 
anderen Wort als »menschenfeindlich« 


beschreiben. Wöchentlich müssen wir 


von weiteren Menschen lesen, die auf 
ihrer Flucht vor Krieg, Menschenhan- 
del, den Folgen der Klimakatastrophe, 
schlicht: ihrem sicheren Tod, im Mittel- 
meer ertrinken. Jene, die die gefährliche 
Reise überleben, scheitern an den Toren 
der Festung Europa. Wie wird die Euro- 
päische Union wohl mit den, um ein viel- 
fach größeres, Mengen an Menschen auf 
der Flucht umgehen - den Menschen, 
die ihr Leben da retten wollen, wo die 
Ursachen der Bedrohung ihres Lebens 
liegen. Wird die Festung Europa ihre 
Mauern noch höher ziehen, noch weiter 
verstärken und im Zweifel auf die, die 
da kommen, schießen? Die Frage nach 
Folgen des und Protest gegen Klimawal- 
wandel kann und muss immer nur auch 
eine Frage nach sozialer Gerechtigkeit 
sein. Der Protest gegen den Klimawan- 
del sollte nicht bloß da ansetzen, wo er 
uns ganz persönlich, als Einzelne, be- 
trifft. Er muss auch ein Protest für die 
Menschlichkeit sein und Partei für die 
ergreifen, die zuerst und am stärksten 
unter der schonungslosen Ausbeutung 


von Mensch und Natur leiden. 
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[1] Heise.de https;//bit.Iy/2AQEZmW 
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yes vVoarum sie den Klima- 


20% der Deutschen wählen die Grünen 
bei der Europawahl 2019. Diese Zahl 
kennen wahrscheinlich mittlerweile 
alle. Und die Prognosen steigen weiter 
für zukünftige Wahlen [1]. Aus der Al- 
tersgruppe 18 - 24 Jahre haben 34% und 
von den 25-34-Jährigen 25% die Grünen 
gewählt. Die Grünen verzeichnen aus al- 
len Altersgruppen wachsende Stimmen- 


anteile [2]. 


Was sagen uns 
diese Zahlen 
eigentlich? 

Die Grünen haben das Thema Klima- 
politik für sich monopolisiert und die 
Partei stellt sich als innovativ und pro- 
gressiv in Klimafragen dar. Ein jüngeres 
und diverses Image hat ihnen ganz klar 
zu diesem Wahlerfolg verholfen - dazu 
gehört natürlich auch, die Kommuni- 
kationsweise der jungen Generation zu 
verstehen. »Fridays For Future« (FFF) 
wurde im Zuge der Europawahl 2019 
zu einer sozialen Bewegung, die nicht 
nur offensiv für den Klimaschutz auf 
die Straße geht, sondern unterschwellig 
durch die Fokussierung der Dringlich- 
keit des Klimaschutzen den Wahlkampf 
für die Grünen und deren Monopolthe- 
ma vorangetrieben hat [3]. 

Der Politikwissenschaftler Wolfgang 
Merkel spricht im Interview mit der 
Zeit davon, dass Grüne und Rechte ihre 
politische Kraft aus zivilgesellschaft- 


lichen Protestbewegungen ziehen. Ihre 


»DIE GRÜNEN« 


wandel auch nicht 


Sllmmeiien Were", 


Winfried Kretschmann, und steht 2016, 


Gemeinsamkeit liegt im Drängen auf 
Erneuerung der etablierten Politik. Öst- 
liche Bundesländer sind bekanntlich 
nicht die Hochburgen der Grünen und 
für die Landtagswahlen in Sachsen 
und Brandenburg sehen die Progno- 
sen die AfD an der Spitze - dort gilt die 
AfD als die Anti-Establishment-Partei, 
dessen Rolle in den restlichen Bundes- 
ländern von den Grünen übernommen 
wird. Geht es um die soziale Frage bei 
den Grünen, kann ihr Programm die 
schnell alternden jungen Wähler*innen 
nicht langfristig überzeugen. Die Partei 
ist attraktiv für privilegierte, gebildete 
mittelständige Schichten. »Die jungen 
Grünen-Wähler sind programmatisch 
davon überzeugt, auf der richtigen Sei- 
te zu stehen. Auf der richtigen Seite 
in der Klimapolitik, auf der richtigen 
Seite in der Migrationspolitik. Und das 
sind die Themen, die Wählerinnen mo- 
ralisch an die Partei binden können.« 
- Wolfgang Merkel (2019 im Interview 


mit zeit.de [4]) 


Aber sind die 
Grünen wirklich 
Anti-Establishment? 
Die Grünen sind mittlerweile an über 
der Hälfte deutscher Landesregierun- 
gen beteiligt. Nach mehreren Wahlen 
in den neuen Bundesländern 2019 
stehen noch Koalitionsbildungen aus. 
Baden-Württemberg hat seit 2011 den 


einzigen grünen Ministerpräsidenten. 


sowie 2017 nach Nordrhein-Westfahlen 
an Platz Zwei im deutschlandweiten Ver- 
gleich der Anzahl an Abschiebungen und 
2018 noch auf Platz Drei [5]. Moment, die 
Grünen geben sich doch als antirassis- 
tisch, setzen sich für Geflüchtete und 
gegen Nazis ein? Ja, das kann man per 
se so festhalten. Aber kommen die Grü- 
nen in die Verlegenheit ihre politische 
Programmatik auf Realpolitik anzuwen- 
den, verwirren die Ergebnisse, denn sie 
unterscheiden sich kaum von den Kur- 
sen der SPD und CDU (die Grünen sind 
nicht umsonst in zwei Bundesländern in 
einer schwarz-grünen Regierungskoali- 
tion). Selbst im »linkesten« Bundesland, 
dem rot-rot-grün regierten Thüringen, 
unter einem grünen Justizminister, 
unterscheiden sich die Abschiebungen 
von Roma nicht von denen im CSU-re- 
gierten Bayern [6]. Weitere Beispiele für 
diese programmatische Doppelmoral 
sind zum einen der Tod Oury Jallohs in 
Dessau, Sachsen-Anhalt: im Frühjahr 
2019, verhindert die schwarz-rot-grüne 
Regierungskoalition einen parlamenta- 
rischen Untersuchungsausschuss zum 
seinem Tod in einer Polizeizelle [7]. 
Oder im Juni 2019, als das »neue Mig- 
rationspaket« im Bundesrat nur durch 
Stimmenaus Baden-Württemberg und 
Hessen (beide mit grüner Regierungsbe- 
teiligung) beschlossen werden konnte. 


Das Gesetz erleichtert Abschiebungen, 


und das Asylbewerberleistungsgesetz 


| 


wird dahingehend verändert, dass zum 
Beispiel Geldleistungen für Asylsuchen- 
de sinken [8]. Außerdem stimmen bei 
der Abstimmung zur EU-Urheberrechts- 
reform im Sommer 2018 einige Abge- 
ordnete der Bundesliste des Europapar- 
laments DIE GRÜNEN/PIRATEN/ÖDP 
(Grüne/EFA) für die Reform [9]. Auch in- 
teressant ist die Entstehungsgeschichte 
der Grünen als eine pazifistische Partei. 
Schon seit den 90ern ist davon nichts 
mehr in ihrem Abstimmungsverhalten 
zu erkennen. Von 1998 bis 2005 regieren 
die Grünen mit der SPD in Deutschland 
und ermöglichen den ersten deutschen 
Angriffskrieg seit 1945 [10]. Bis heute 
stimmen sie den meisten Bundeswehr- 
einsätzen zum Beispiel am 28. Juni 2019 
zur Verlängerung des Einsatzes im Ko- 


sovo bis 2020 [11] zu. 


Auch für die Ausweitung von autoritä- 
ren Befugnissen der Polizei sind sich so 
manche grün-regierte Länder nicht zu 
schade, nämlich Baden-Württemberg, 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Hol- 
stein [12]. Die neuen Polizeigesetze er- 
weitern Aufenthaltsverbote, Videoüber- 
wachung im öffentlichen Raum, den 
Polizeigewahrsam, die Bewaffnung der 
Polizeikräfte durch Taser und Hand- 
granaten wird erweitert und der Ein- 
satz von Drohnen erlaubt. Außerdem 
wird die Observation durch verdeckte 
Ermittlungen und »Online-Durchsu- 
chungen« flächendeckender möglich. 
Baden-Württemberg ist und bleibt das 
schlechteste Beispiel, auch auf wirt- 
schaftlicher Ebene, denn die Ökonomie 
übertrumpft dort die Ökologie: das Bun- 
desland ist gekennzeichnet durch die 
Automobilindustrie (Daimler, Porsche 


und Bosch als Zulieferer). Kretschmann 
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als Ministerpräsident musste sich ent- 
scheiden, ob er die Wirtschaft des Lan- 
des weiter ankurbeln will, oder durch 
die Investition in neue Technologien, 
eventuell sogar die Verringerung der Au- 
tomobilproduktion, Arbeitsplätze aufs 
Spiel setzen will. Gerade in Stuttgart, der 
Stadt mit den schlechtesten Luftwerten 
deutschlandweit scheint die Entschei- 
dung längst gefallen. Dabei ist klar, dass 
das Klima nicht von ihr profitiert. Kret- 
schmann hat sich für den Diesel in einer 
sauberen, scheinbar grünen Variante 
entschieden [13] - was auch immer das 
sein mag. Umweltschutz wird nicht erst 
seit Kurzem zur Pose, um Menschen ein 
schlechtes Gewissen zu machen, anstatt 
Probleme zu lösen [14]. Da könnte man 
jetzt erstmal sagen: »Menschen müs- 
sen sich im Sinne des Klimaschutzes 
so manchen Gewohnheiten des Lebens- 
stiles entledigen«, und das stimmt auch, 
wir müssen viel mehr hinterfragen, wie 
unser Leben Auswirkungen auf die Um- 
welt hat. Aber die Politiker*innen sind 
am längeren Hebel, wichtige Reformen 
durchzusetzen, Kohlekraft zu stoppen, 
den Güterverkehr von der Straße auf 
die Gleise zu holen, den ÖPNV zu ver- 
günstigen und auszuweiten und vieles 
mehr. Ob ich als Einzelperson mit mei- 
nem Gewissen und vor allem meinem 
Geldbeutel im Supermarkt vereinbaren 
kann, oder sogar im Biomarkt regionale 
und biologisch angebaute Produkte zu 


kaufen, ist dann eine andere Frage. 


Eine Frage des 
Systems 

in dem wir leben. Eine Frage an den 
Kapitalismus, der Menschen in Klassen 
einteilt und so dafür sorgt, dass man- 


che mehr zum Leben haben als andere. 


Kapitalismus, der nicht nur in Ländern 
des globalen Nordens durch die Indus- 
trialisierung Wohlstand schafft, son- 
dern nebenbei in Ländern des globalen 
Südens Armut, Hungersnöte, Kriege 
und Flucht(ursachen) schafft. Warum 
im Kapitalismus kein effektiver Klima- 
schutz möglich ist, wird an anderer Stel- 
le in diesem Heft aufgegriffen. An dieser 
Stelle nur ein kurzer Spoiler: Im Kapi- 
talismus muss sich das Kapital immer 
weiter vermehren, denn sonst könnte es 
in der Konkurrenz mit anderen Kapita- 
len nicht bestehen und die Besitzer*in- 
nen des Kapitals würden ihre Stellung 
als Kapitalist*innen verlieren. Es wird 
nicht Halt vor der totalen Ausbeutung 
der Natur und ihren Ressourcen ma- 
chen, denn diese braucht das Kapital 
zur Akkumulation (Vermehrung). Die 
Grünen stehen für einen »Green Capi- 
talism« statt für eine Systemverände- 
rung, die es doch so dringend bräuchte. 
Die Partei ist anpassungsfähig und tritt 
deshalb willkürlich mit allen Parteien, 
außer der AfD, in Koalitionsgespräche. 
Sie sind mal wirtschaftsliberal, konser- 
vativ, mal links und feministisch, mal 
rassistisch. Wer sich zum Beispiel ge- 
nauer einliest findet schnell heraus, dass 
die Grünen in der Koalition mit der SPD 
unter Hannelore Kraft in NRW die Ro- 
dung des Hambacher Forstes [15] nicht 
aufgehalten haben. Umweltschutz, der 
sich durch Verbote definiert und so den 
Menschen ihren Wohlstand nehmen zu 
wollen scheint, klingt natürlich nicht 
verlockend. Dabei müsste »[eine] aufge- 
klärte Umweltpolitik [...] zum Ziel haben, 
dass die Menschen in Wohlstand leben 
und verantwortungsvoll mit der Um- 
welt und den Ressourcen umgehen« [16] 


Warum reden wir immer von Verboten, 


wenn wir eine solidarische Gesellschaft 
als Ziel haben sollten, die Wohlstand für 
möglichst alle bereitstellt? Die Politik 
der Grünen ist eine Politik für die, die 
bereits Zugang zum gesellschaftlichen 
Wohlstand haben - die privilegierte 
Mittelschicht, die sich den Tausch des 
dreckigen Diesel-SUVs gegen den sau- 
beren Elektro-SUV auch leisten kann. 
Die Grünen spielen ihr Steckenpferd 
Klima-Politik gegen Sozialpolitik aus. 
Das prominenteste Beispiel findet sich 
in den Ergebnissen der ersten und letz- 
ten Grünen Regierungsbeteiligung. Nur 
mithilfe der Grünen konnten die Hartz 
IV-Gesetze beschlossen werden, welche 
Menschen ohne Arbeit das Leben noch 
schwerer machen, als es für sieeh schon 
ist. Die Politik der Grünen mag den An- 
schein erwecken, das Klima retten zu 
wollen und eine Politik »für die Men- 
sche«n zu sein. Es bleibt jedoch beim 
bloßen Schein. Die Klimapolitik der Grü- 
nen ist eine, die man sich auch leisten 
können muss, während soziale Themen 
und Politiken bei den Grünen in sattem 


Unions-schwarz daherkommen. 
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Krisenlösungsstra- 
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tegien und 
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© 
Perspektiven 
In den letzten Jahren hat es eine Reihe 
von gravierenden Einschnitten gegeben, 
welche die Welt und damit die interna- 
tionale Politik nachhaltig verändert ha- 
ben: Der Terroranschlag auf das World 
Trade Center am 11. September 2001, 


mit 3.000 Toten und der daraus resultie- 


Auswirkungen sich bis heute in weiten 
Teilen der Welt bemerkbar machen und 
die beispielsweise in den USA und Tei- 
len der EU zu Massenarbeitslosigkeit 
bei einem gleichzeitigen Rückbau des 
Sozialstaats und damit zu grassierender 
Armut auch in den Zentren der globalen 
Wirtschaft geführt haben [2,3]. Aktuell 
steht offenbar eine neue wirtschaftliche 
Krise bevor, die auch Deutschland um 
einiges härter treffen könnte als zuletzt 
[4]. Dazu kommt, dass die Auswirkun- 
gen des Klimawandels inzwischen auch 
in den gemäßigten Klimazonen deutlich 
spürbar werden [5]: Anhaltende Dür- 
reperioden und daraus resultierender 
Wassermangel [6], Unwetter mit teil- 
weise katastrophalen Ausmaßen [7] und 
Hitzerekorde in Serie [8], sind nur einige 
nennenswerte Beispiele. Grob vereinfa- 
chend zusammengefasst, gibt es derzeit 
drei dominante Reaktionsmuster diese 
Veränderungen und die damit zusam- 
menhängenden ökologischen und So- 


zialen Probleme anzugehen: 


Die autoritäre 
Formierung 

Die weltweit derzeit scheinbar erfolg- 
reichste Strategie ist die Rückkehr zum 
souveränen und nach außen abgeschot- 
teten Nationalstaat, der im Zuge der 
Globalisierung zuletzt an Bedeutung 
verloren hatte. Ein Nationalstaat, der 
alles politische Handeln den Anforde- 
rungen der heimischen Wirtschaft und 
den gefühlten Interessen der Bevölke- 


rung unterordnet und dabei alles unter- 


zum Thema Abschiebungen: nimmt, um Menschen, denen man bspw. 


Die Grünen unterscheide von 
der Union nicht die Praxis - die 
»gehöre dazu« - sondern, dass 


sie auf diese nicht stolz seien. 


(ZDF-Sommerinterview 2019) 


rende »Global War on Terror«, der viele aufgrund ihrer Herkunft keine Teilhabe 


Regionen - vor allem im Nahen und Mitt- am eigenen Wohlstand zugestehen will, 


leren Osten - anhaltend destabilisiert draußen zu halten. Damit einher gehen 


hat [1]. Die Finanzkrise von 2008, deren in der Regel Maßnahmen im Innern, die 


»GREEN NEW DEAL« 


..of Mo Dacıl? 


bürgerliche Freiheiten einschränken. 
Also solche, die letztlich darauf aus- 
gerichtet sind, den Status-Quo gegen 
eine (mögliche) Opposition zu verteidi- 
gen: Aufrüstung von Ordnungsorganen, 
Ausweitung der Befugnisse, Überwa- 
chungsmaßnahmen, Gesetzesverschär- 
fungen, Verbote von Organisationen, 
Plattformen etc. Wir bezeichnen diesen 
Prozess als autoritäre Formierung. Aus 
den Sozialwissenschaften und diversen 
Studien der letzten Jahrzehnte wissen 
wir, dass solche Bewegungen und Par- 
teien überall dort erfolgreich sind, wo 
die Menschen sich durch einen Verlust 
des sozialen Status bedroht sehen [9]. 
Der Klimawandel wird in diesen Kreisen 
entweder komplett geleugnet oder zu- 
mindest der menschliche Einfluss auf 
selbigen in Frage gestellt. Die Antwort 
dieser autoritären Bewegungen auf die 
sozialen Krisen lautet im Wesentlichen: 
»Euch wird es wieder besser gehen, 
wenn wir endlich wieder Politik nur 
für unsere Leute machen und alle an- 
deren möglichst effektiv ausschließen!« 
Das ist nicht nur aus einer humanisti- 
schen Perspektive rundheraus abzuleh- 
nen - es kann getrost verneint werden, 
dass sich mit dieser Strategie die sozia- 
len Probleme, die sich aus der Art und 
Weise des Wirtschaftens ergeben, lösen 


lassen. 


Der grüne 
Konservatismus 


An den Ergebnissen der Europawahl 
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und einigen bestehenden schwarz-grü- 
nen Landesregierungen in: Deutsch- 
land, lässt sich recht gut ablesen, dass 
ein großer Teil der Bevölkerung auf eine 
Art grünen Konservatismus vertraut. 
Im Großen und Ganzen teilt man hier 
die Ansichten der Autoritären in Bezug 
auf Sicherheitspolitiken und andere 
Formen der staatlichen Lenkung. Der 
Unterschied besteht darin, dass man 
sich hier der Klimaproblematik bewusst 
scheint oder doch zumindest die akute 
Notwendigkeit des Handelns anerkennt. 
Das aber bitte (und unter anderem dar- 
in drückt sich der Konservatismus aus) 
nicht, indem allzu große Veränderungen 
politisch erzwungen werden. Gepaart 
mit ein paar wenigen Maßnahmen zum 
Umweltschutz, wird hier, wenn über- 
haupt, die Hauptverantwortung auf die 
Konsumierenden verlagert. Die Nach- 
haltigkeitsstrategie erschöpft sich häufig 
in moralischen Appellen zu bewusste- 
rem Konsum an die Bevölkerung oder 
in der Breite wirkungslose Maßnahmen 
wie ein Plastiktütenverbot oder eine 
Steuer auf Fleisch [10]. Echte Probleme 
werden aus Rücksicht auf die Haupt- 
verursachenden (Industrie, Landwirt- 
schaft, Dienstleistungsunternehmen) 
ausgeblendet oder nachrangig behan- 


delt. 


Die sozial-liberale 
Oko-Strategie 
Die derzeit prominenteste Strategie im 


Kampf gegen soziale Verwerfungen und 


die drohende Klimakatastrophe, ist die 
vor allem von sozial-liberalen Politi- 
ker*innen vertretene Strategie eines 
»Green New Deal«. Der Begriff knüpft an 
die Maßnahmen an, welche die Regie- 
rung Roosevelt als Antwort auf die glo- 
bale Wirtschaftskrise der späten 1920er 
und frühen 30er Jahre in den USA mit 
Erfolg umgesetzt hatte. 

Diese Maßnahmen wurden als »New- 
Deal« bekannt. Ziel des aktuellen An- 
satzes ist im Wesentlichen die flächen- 
deckende Umstellung auf erneuerbare 
Energien und die Anwendung von Öko- 
logischen Nachhaltigkeitskonzepten auf 
nahezu alle Bereiche der Gesellschaft: 
wie zum Beispiel die Städte- oder Inf- 
rastrukturplanung. Dabei wird darauf 
spekuliert, dass durch diese Umstellung 
neue Märkte und Millionen neuer Jobs 
entstehen und bei einer Reduzierung 
der Umweltverschmutzung die Wirt- 
schaft weiter wachsen kann. Die beliebte 
US-Demokratin Alexandria Ocasio-Cor- 
tez, eine der glühendsten Verfechterin- 
nen dieser Strategie, verspricht bspw. 
Vollbeschäftigung durch diesen Umbau 
[11]. Das erinnert kaum zufällig an den 
erfolgreichen Wahlkampfslogan und die 
damit verbundenen Versprechen von 
Donald Trump: »Make America Great 
Again!« und zeugt immerhin von dem 
Verständnis dafür, dass der Klimawan- 
del keine rein ökologische sondern vor 
allem auch eine soziale Frage ist. Dass 
also der Klimawandel nicht bekämpft 
werden kann, ohne auf die sozialen Be- 
lange der Menschen Rücksicht zu neh- 
men. 

Warum ein »Green New Deal« das 
Klima auch nicht retten wird 

Die Idee eines «Green New Deal» speku- 


liert auf die Möglichkeit der Entkopplung 


von Naturzerstörung und Wirtschafts- 
wachstum, mit dem erwünschten Ne- 
beneffekt ‚steigende Beschäftigung‘ 
Wirtschaftswachstum aber kann über- 
haupt nur entstehen, wenn mehr und 
effizienter produziert wird - also mehr 
Waren, Güter, Dienstleistungen etc. her- 
gestellt und auf den Markt geworfen 
werden [12]. Gleichzeitig muss es Men- 
schen geben, die die angebotenen Waren 
und Dienstleistungen verbrauchen - sie 
müssen konsumieren, damit das System 
funktioniert. 

Den Konsum wiederum müssen die 
Einzelnen sich auch leisten können, da- 
für brauchen sie Geld, also Arbeit [13]. 
Außerdem müssen in regelmäßigen Ab- 
ständen neue Waren produziert und ab- 
gesetzt werden. Auch wenn nun Produk- 
tion, Infrastruktur etc. künftig möglichst 
klimaneutral umgebaut werden könn- 
ten, löst dies noch nicht das Problem 
des anhaltenden Ressourcenverbrauchs 
und der daraus resultierenden Natur- 
zerstörung. Das Versprechen auf Voll- 
beschäftigung (und damit Wohlstand für 
alle) ignoriert zudem den Aspekt, dass 
Unternehmen im Kapitalismus gezwun- 
gen sind, die Effizienz in der Produk- 
tion ständig zu erhöhen, um am Markt 
überhaupt konkurrieren zu können. Im 
Zuge technologischer Entwicklungen 
ist mittelfristig eher damit zu rechnen, 
dass weiter Arbeitsplätze wegfallen, 
während gleichzeitig das globale Bevöl- 
kerungswachstum zunimmt. Ab einem 
bestimmten Stand der technologischen 
Entwicklung, drängt also der Kapitalis- 
mus eher darauf, Arbeitslosigkeit und 
damit Armut massenhaft zu produzie- 


ren als diese zu reduzieren[14]. 


There is an 
alternative 

„Ein «Green New Deal« innerhalb des 
Kapitalismus mit dem Ziel der Ent- 
kopplung von Wirtschaftswachstum 
und Naturverbrauch und -zerstörung ist 
gleichbedeutend mit dem Versuch, zu 
duschen, ohne nass zu werden. So gilt 
es - besser gestern als heute -, diesem 
«Widerspruch» entgegenzuwirken. Mit 
anderen Worten: »Es sind Strukturen ei- 
ner Wirtschaftsweise der Maßlosigkeit, 
die es zu verändern gilt.« [15] 

Die Herausforderung besteht nicht al- 
lein darin, den Ausstoß von schädlichen 
Treibhausgasen zu reduzieren oder auf 
nachwachsende Rohstoffe umzusatteln. 
Die größte Herausforderung ist es, sich 
eine Gesellschaft, in der dies alles mög- 
lich würde, heute überhaupt noch vor- 
stellen zu können. Will man ökologisch 
nachhaltige Produktion und die soziale 
Frage unter einen Hut bringen, bedeutet 
das nichts geringeres, als unsere kom- 
plette Lebensweise in globalem Maßstab 
radikal neu zu denken. Wir müssen da- 
rüber nachdenken, wie die schlimms- 
ten Auswüchse des Klimawandels noch 
einzudämmen wären und mit den ab- 
sehbaren Entwicklungen umgegangen 
werden kann. Und uns läuft die Zeit 
davon [16]. Einfach alles muss neu ge- 
dacht werden. Wohnen, Arbeit, Mobilität 
und Transport, Städtebau oder die Pro- 
duktion von Nahrungsmitteln usw. Wa- 
rum nicht zum Beispiel künftig so weit 
wie möglich auf konventionelle Land- 
wirtschaft verzichten, Lebensmittel 
ganzjährig regional in gigantischen Ge- 
wächshäusern anbauen, dabei immens 
viel Trinkwasser sparen und bis zu 90% 
der bisher landwirtschaftlich genutzten 


Flächen renaturieren? Man könnte eini- 
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germaßen genau planen, was wann wo 
von wem gebraucht wird und das dann 
gezielt regional produzieren und ver- 
teilen. Vertical Farming machte all das 
möglich [17]. Aber eben beim aktuellen 
Stand der Technik nicht, wenn mit der 
Lebensmittelproduktion auch noch Ge- 
winne erzielt werden müssen. Es sind 
genau solche radikalen Konzepte, die 
wir diskutieren müssten und zwar auf 


internationaler Ebene. 


KLIMA DER ANGST 
Eime zUkünine rür Alle 


ist eine Welt ohne 
Angst vor der Zukunft 


Die Klimakrise 
macht Angst. 

Es gibt verschiedene Reaktionsweisen 
auf die Angst vor den Auswirkungen des 
menschengemachten Klimawandels. 
Grob unterteilen lassen sich diese Reak- 
tionen in: Aktivität, Verweigerung bzw. 
Passivität und Leugnung der Krisell]. 
Wie lassen sich diese sehr unterschied- 
lichen Reaktionsweisen erklären und 
was ist zu tun, um Passivität und Leug- 
nung entgegenzuwirken? 

Die Klimakrise wird, u.a. von sehr be- 
kannten und politisch bedeutsamen 
Personen, geleugnet. Was angesichts 
der erdrückenden Last an wissenschaft- 
lichen Warnungen und Bedrohungs- 
szenarien unbegreiflich erscheint, lässt 
sich psychologisch erklären: Einerseits 
sind die Prognosen und die erwähnten 
Szenarien derart gewaltig und beängs- 
tigend, dass sie Personen überwältigen 
können. Andererseits sind die Prozesse 
und Dynamiken, die in den Veränderun- 
gen des Klimas wirkmächtig werden, 
derart komplex, dass diese Komplexi- 
tät viele überfordert und nicht so leicht 
von allen nachvollzogen werden kann. 
Überwältigend bedeutet dabei, dass die- 
se Erkenntnisse als derart bedrohlich 
für die eigene Person empfunden und 
psychisch abgewehrt werden. Das lässt 
sich auf eine psychische Schwächung 


der Person zurückführen, die derartige 
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Bedrohungen und Ängste selbst nicht 
verarbeiten und bewältigen kann, so 
dass die Leugnung unbewusst die letzte 
Option ist, handlungsfähig zu bleiben. 

Hier wird eine natürliche Funktion von 
Angst in einer verzerrten Form deut- 
lich: Angst kann bspw. als Auslöser einer 
Flucht fungieren. Angst versetzt den 
Körper in erhöhte Alarmbereitschaft 
und ermöglicht so eine Flucht aus einer 
als bedrohlich empfundenen Situation. 
Dies taucht verzerrt in der Leugnung 
wieder auf: Da das Zulassen einer Er- 
kenntnis nicht ausreichend verarbeitet 
werden kann und somit als Bedrohung 
des Ich aufgefasst wird, flüchtet man 
sich aus der Erkenntnis in eine Situa- 
tion, die weniger bedrohlich erscheint. 
Die Leugnung dient so der psychischen 
Gefahrenabwehr. Die reale Bedrohung 
wird nicht bewusst zugelassen und so- 
mit nicht in ihren potentiellen Konse- 


quenzen wahrgenommen. 


Dabei ist Leugnung eine extreme Form 
der Bedrohungsabwehr. Eine andere 
Form ist die Verweigerung bzw. Passi- 
vität angesichts der Krise: Diese wird 
samt ihres Bedrohungspotentials zwar 
wahrgenommen, die Überwältigung vor 
der Größe der zu bewältigenden Auf- 
gabe lässt die Personen aufgeben und 
in Ohnmacht erstarren. Das zerstöre- 
rische Potential ist hier bewusst, lähmt 


aber jegliche Aktivität. Das Aufgeben je- 


des Versuchs, sich eine Änderung über- 
haupt noch vorstellen zu können bzw. 
aktiv an einer derartigen Veränderung 
mitzuwirken, ist die Folge. 

Die »Psychologists for Future« sprechen 
daher explizit davon, dass »psychologi- 
sche Mechanismen, die einer Verhal- 
tensänderung und politischem Handeln 
entgegenstehen, aufgedeckt, kommu- 
niziert und überwunden werden (müs- 
sen).« Dabei zeigen die Psycholog*innen 
auch einen Weg auf, der diesen Mecha- 
nismen entgegenwirkt und so Menschen 
von der Passivität in die Aktivität führen 
kann: Die empathische Kommunikation 
und kollektive Unterstützung gegen das 
als überwältigend erlebte Bedrohungs- 
und Angstpotential. Dabei wird zu zei- 
gen sein, dass dies ein notwendiger, aber 
nur ein erster Schritt in der Bewältigung 


der Angst vor der Krise ist. 


So kann die Erfahrung der Angst vor den 
langfristigen Auswirkungen der Krise 
auch als einer der vorrangigen Faktoren 
bestimmt werden, warum sich aktuell 
viele Menschen zu verschiedensten For- 
men der politischen Aktion gegen die 
menschengemachten klimatischen Ver- 
änderungen gedrängt sehen. Gedrängt 
werden die Schüler*innen von der Angst 
vor dem, was in der Zukunft liegt. 

Die Schüler*innen, Forscher*innen, 
Student*innen, Arbeiter*innen, ... - »for 
Future« finden sich unter anderem 
deswegen zusammen, weil sie diese 
Verunsicherung teilen: Was wird in Zu- 
kunft passieren und wie wird unsere 
Zukunft aussehen? Welche Veränderun- 
gen des Klimas, der Natur und damit der 
menschlichen Lebensgrundlage sind 
zu erwarten? Angst funktioniert so als 


Faktor Menschen zusammenzubrin- 


gen: Viele Menschen teilen dieselben 
Emotionen, sie teilen diese Angst und 
Unsicherheit über ihre Zukunft und 
sprechen miteinander darüber; sie spre- 
chen über die Furcht und darüber, wie 
sie zusammen etwas dagegen unterneh- 
men können. Auf dieser gemeinsamen 
Grundlage finden sie sich in sozialen 
Gruppen zusammen und organisieren 
sich und gemeinsame Aktionen. Dies ist 
eine Besonderheit dieser »Klima-Angst«: 
Sie darf offen ausgesprochen werden, da 
viele andere Menschen ähnlich fühlen 
und auch Angst haben und dies offen 
artikulieren. Man kann diese Angst sich 
selbst und anderen gegenüber offen zu- 
geben und hat in diesem Fall die Mög- 
lichkeit, über die Angst zu sprechen, um 
sich gegenseitig zumindest das Gefühl 
geben zu können, mit der Bewältigung 
der Angst nicht allein zu sein. 

Doch warum ist das überhaupt etwas 
Besonderes? Angst ist etwas, über das 
ansonsten nicht gerne öffentlich ge- 
sprochen wird. So merken beispiels- 
weise Schüler*innen in der Schule sehr 
schnell, dass Angst etwas ist, von dem 
sie nicht allzu offen reden sollten, denn 
darauf folgt meist die Markierung als 
»Schwächling« oder »Loser«. Das zeigt, 
dass Angst zumeist mit Schwäche in 
Verbindung gebracht wird. Wer Angst 
vor der nächsten Klausur hat, der muss 
wohl nicht genug gelernt haben oder 
sonst einfach ‚zu doof‘ sein; es scheint 
also ein Zeichen individueller Schwäche 
zu sein, Angst zu haben. Daraus wird 
sehr schnell gelernt, nicht öffentlich da- 
rüber zu reden, sondern besser zu ver- 
suchen, allein damit klarzukommen. 

In der Schule geht es nicht darum, dass 
alle Schüler*innen gemeinsam etwas 


lernen und daran Spaß haben. Es geht 


darum, am Ende des (Halb-) Jahres 
möglichst niedrige Zahlen auf einem 
Blatt Papier zu haben. Es geht also um 
Leistung, deren Erfolg auf einem Zeug- 
nis ausgedrückt wird. 

Über der Schulzeit steht die Sorge, sich 
seinen Lebensunterhalt jenseits des El- 
ternhauses nicht ausreichend sichern 
zu können. Bereits in der Schule, und 
dann in Ausbildung oder Studium, sind 
die Sorgen von morgen zu spüren und 
ständig präsent. Es ist dieser bedroh- 
liche Vorschein der Zukunft, der die 
eigene Gegenwart beeinflusst. Es ist die 
Angst es nicht zu schaffen, die Angst in 
diesem Wettkampf zu scheitern und zu 
den »Verlier*innen« zu gehören, die kein 
(sogenanntes) ‚sorgenfreies‘ Leben ha- 
ben. Diese Angst treibt einen - bewusst 
oder unbewusst - ständig in der Schule 
um und an. Dabei gibt es keinen Platz für 
Schwäche und damit auch keinen Platz 
dafür, über seine Ängste vor der Klausur, 
dem Zeugnis und der eigenen Zukunft 
offen zu sprechen. 

Dies schafft eine Umgebung, in der ge- 
meinsames Lernen kaum möglich ist, 
weil so Formen von gemeinsamer Lern- 
aktivität und solidarischem Handeln ad 
absurdum geführt werden. Jede und je- 
der muss es allein schaffen. Die Schule 
ist hier ein Ausblick darauf, was uns im 
späteren Leben erwartet: Alle für sich 
und gegen den Rest in der Konkurrenz. 
Zuerst um die besten Noten, dann um 
den höheren Lohn. 

Die Angst zeigt sich nicht zuletzt an den 
anhaltend hohen Zahlen an Diagno- 
sen von Depressionen bei Schüler*in- 
nen[2]. Dass diese Zahlen später unter 
herrschenden Zuständen nicht geringer 
werden, lässt sich anhand der zuneh- 


menden psychischen Erkrankungen, 


wie eben Depressionen oder dem Bur- 
nout-Syndrom bei Arbeitenden, erken- 
nen[3]. Es scheint so zu sein, dass dieser 
permanente Druck, den die Angst vor 
Verlust des Einkommens oder vor stei- 
genden Mieten in einem erzeugt, auch 
nach der Schule fortbesteht. 

Ein Merkmal von Angst ist also, dass 
sie Menschen vereinzelt. Man lernt 
sehr schnell, selbst für sich und seine 
Ängste, sowie ihre Bekämpfung verant- 
wortlich zu sein. Gerade die Diagnose 
einer Krankheit verdeutlicht dies: Etwas 
stimmt mit der Person nicht, sie ‚funkti- 
oniert‘ nicht richtig und darum muss die 
Person etwas an sich verändern, an sich 
arbeiten. Das beinhaltet auch, dass die 
Angst, sowie ihre Grundlagen und damit 
die Möglichkeiten ihrer Bekämpfung, 
zumeist in den Personen selbst verortet 
werden. 

Kommen wir an dieser Stelle noch ein- 
mal auf den Anfang des Textes zurück 
und erinnern uns vor allem an die psy- 
chische Abwehr, die als Leugnung von 
Krisen auftritt. Die Leugnung wurde 
psychologisch damit begründet, dass 
die Krise so überwältigend ist, dass die 
einzelne Person damit nicht zurecht- 
kommt. Dies ist als Folge von Vereinze- 
lung zu verstehen, die als Schwächung 
und Überforderung der Person deutlich 
wird. Wird dieser Vereinzelung nun mit 
einer gemeinsamen Erfahrung begeg- 
net, bietet sich die Möglichkeit, die Aus- 
einandersetzung mit der Angst zuzulas- 
sen und so nicht auf die Abwehrfunktion 
der Leugnung zurückgreifen zu müssen. 
Erst dies eröffnet die Möglichkeit einer 


politischen Aktivität, die auf der kollek- 


tiven Auseinandersetzung mit der Angsi 
beruht. 


Wie kommt es nun, dass so viele Men- 


schen zugleich dieselbe Angst teilen und 
sich diese eingestehen und offen zuge- 
ben? Das massive zeitgleiche Aufkom- 
men und die kollektive Kommunikation 
dieser Angst zeigt, dass ihre Grundlage 
nicht in den einzelnen Personen zu Su- 
chen bzw. zu finden ist, sondern viel 
eher in etwas Anderem, in dem diese 
Personen sich gemeinsam bewegen: In 
der Gesellschaft und der Art und Weise, 
wie diese aktuell eingerichtet ist und 
sich dabei eben auch auf die Beteilig- 
ten auswirkt. Es geht um die aktuelle 
Weise wie Menschen zusammenleben 
und ihre Art mit Arbeit Dinge ihres täg- 
lichen (Über-)Lebens zu produzieren. So 
können wir erkennen, dass diese Angst 
eben nicht im Scheitern der Einzelnen 
begründet liegt, sondern individueller 
Ausdruck gesellschaftlicher Probleme 
ist. Ausdruck einer Problematik, die in 
der Gesellschaft und ihrer Produktions- 
weise liegt. [mehr dazu im Beitrag »Ar- 
beit. Klimaschutz. Konkurrenz«] 

Wenn wir diese Erkenntnis im Kopf 
behalten, können wir noch einmal auf 
die Unsicherheiten und Ängste in der 
Schule zurückkommen: Es ist die Angst 
vor der Zukunft und vor dem, was dort 
kommt und einen erwartet. Es ist die 
Unsicherheit, wie gut oder schlecht die- 
se Zukunft für einen selbst aussehen 
kann. Es ist die Ahnung davon, dass 
diese Zukunft nicht gut werden muss, 
dass die aktuelle Einrichtung der Welt 
nur für Wenige eine gute Zukunft bereit 
hält. Diese Angst ist als ‚Zukunftsangst‘ 
zu benennen. 

‚zukunftsängste‘ gibt es in verschiede- 
nen Formen: Zum Beispiel die Angst, 
seine Arbeit an einen Roboter zu verlie- 
ren. Man hat Angst davor, weil man sich 


aktuell nur mit einer gut bezahlten Ar- 


beit gute Lebensumstände leisten kann 
und nicht voller Sorge dem Monatsende 
entgegenblicken muss. Auch das ist eine 
Art von ‚Zukunftsangst‘ [mehr dazu im 
Beitrag »Klassenfrage Klimawandel«] 

Auch die Angst vor den Auswirkungen 
der Klimakrise ist eine Zukunftsangst, 
allerdings in einer besonderen Form: Es 
ist nicht (nur) die Angst vor der eigenen 
Zukunft, sondern es ist die Angst um 
Zukunft überhaupt. Es ist die Angst da- 
vor, dass es weder eine gute noch eine 
schlechte Zukunft für sich und Andere 
geben wird. Dies ist das Neue und das 


Besondere. 


Die Angst um die eigene Zukunft, die 
hier am Beispiel der Schule aufgezeigt 
wurde, gehört für viele Menschen zum 
Alltag. Häufig wird behauptet, man müs- 
se damit umgehen, sie sei immer schon 
da gewesen und es sei nun einmal so, 
dass diejenigen, die am besten damit 
umgehen können, am Ende auch am 
besten leben werden. 

Doch was ist das für eine Gesellschaft, 
in der die Angst um die eigene Zukunft 
zum Alltag gehört? Keine Gute! Keine, an 
der wir festhalten sollten. Sondern eine, 
die mit Blick auf einer guten Zukunft für 
Alle verändert werden muss. 

Deshalb kann es bei der Bekämpfung 
des Klimas der Angst und der Krise des 
Klimas nicht nur um diese allein gehen. 
Es kann nur der Ausgangspunkt dafür 
sein, eine Zukunft zu entwerfen, in der 
Angst die Grundlage entzogen wird. 

Die aktuellen politischen Aktivitäten 
zeigen dabei den Anfang eines Weges: 
Ängste werden offen ausgesprochen 
und Menschen finden sich kollektiv zu- 
sammen, um gegen diese Angst vorzu- 


gehen. Allerdings ist das nur ein erster 


Schritt. Die individuell erfahrene Angst 
kann nur bekämpft werden, wenn ihre 
Grundlagen gesucht, gefunden und 
verändert werden. Nur gibt es ein Pro- 
blem bei dieser Suche: Die Grundlagen 
der Angst liegen nicht eindeutig und 
offen vor - im Gegenteil: Es wird an- 
genommen, Angst sei ein individuelles 
Problem der Ängstlichen. Es sei ihre 
Schwäche und die Lösung läge allein bei 
ihnen. Aber: Angst ist kein individuelles 
Problem und ihre Lösung ist ebenfalls 
nicht auf einzelne Personen beschränkt. 
Die individuelle (Zukunfts-)Angst ist 
Ausdruck einer falschen Form von Ge- 
sellschaft. Die Untersuchung der Angst- 
grundlagen ist ein individueller und 
gemeinsamer Lern- und Erfahrungs- 
prozess. Individuell ist er, weil man sich 
seine eigenen Emotionen, Sorgen und 
Ängste vor der Zukunft zulassen und 
eingestehen muss, um sie aussprechen 
zu können. Ein gemeinsamer Prozess 
ist es, weil man nur kollektiv dagegen 
vorgehen kann, indem man die Verein- 
zelung der Angst bekämpft. Dies gelingt, 
indem man sich mit anderen Menschen 
gemeinsam organisiert und dabei über 
Angst gesellschaftlich und politisch 
aufklärt, ihre Grundlagen entschlüsselt 
und letztlich mit der Veränderung ihrer 
Grundlagen die Angst bekämpfen kann. 
Wir können den Anfang eines solchen 
Lern- und Erfahrungsprozesses aktuell 
beobachten und ihn als Beispiel nutzen. 
Dieser Prozess bietet sich zugleich an, 
Passivität in Aktivität zu überführen: 
In einem kollektiv-organisierten politi- 
schen Prozess muss dafür die Möglich- 
keit der Veränderung aufgezeigt werden: 
Es kann anders sein und wir können 
gemeinsam herausfinden, was sich wie 


verändern muss. Doch Kommunikation 


ist nicht ausreichend. Notwendig ist die 
tatsächliche Veränderung der gesamtge- 
sellschaftlichen Grundlagen. 

Dies ist ein Prozess, der grundsätzlich 
alles in Frage stellen muss, um über- 
haupt erst die Grundlagen erkennen 
und bekämpfen zu können. Die Vor- 
aussetzung dafür ist nicht mehr zu ak- 
zeptieren, dass die Welt so ist, wie sie 
scheinbar natürlich sein soll und angeb- 
lich immer schon war. Nicht zu akzep- 
tieren, dass es in Schule, Universität und 
Lohnarbeit nur darum geht, sich best- 
möglich im Sinne Darwins „Survival 
of the Fittest“ anzupassen und im ewig 
drehenden Hamsterrad mitzulaufen, um 
seine eigenen Schäfchen ins Trockene 
zu kriegen. Es geht darum, aus dieser 
Nicht-Akzeptanz eine eigene neue Ge- 
schichte zu schreiben. Das Ziel ist klar: 


Eine Welt ohne Angst. 


»Fridays for Future« stellt fest: »Wir sind 
die erste Generation, die die Folgen der 
Klimakatastrophe erfahren muss» [4] - 
Das ist leider nicht ganz richtig. Die Aus- 
wirkungen werden andernorts bereits 
deutlich länger und deutlich schlimmer 
erfahren [mehr dazu im Beitrag: »Wer 
zuerst unter den Folgen des Klimawan- 
dels leidet und warum«]. Diese Aussage 
zeigt allerdings, dass es an einem aktuell 
dringend mangelt: Es fehlen Solidarität 
und Empathie, die genauso global sind, 
wie es die Klimakrise und die Angst vor 
der Zukunft sind. Es ist die Vereinzelung 
der Menschen in der Konkurrenzgesell- 
schaft, die an die Einzelnen die Anforde- 
rung stellt, für sich selbst verantwortlich 
zu sein und sich ständig um die eigene 
Zukunft zu sorgen. Das verhindert Soli- 
darität, denn diese kann nicht entstehen, 


wo es nur um den eigenen Vorteil geht. 


Und zugleich ist Solidarität unumgäng- 
lich, um sich einer derart globalen und 
sozialen Krise entgegenzustellen, wie 
der Klimawandel eine ist. Denn hier 
wird zugleich die Krise der einzelnen 
Menschen deutlich: Krisenerfahrungen, 
wie sie z.B. die Klima- oder aber finanzi- 
elle Krisen darstellen, sind mit Überwäl- 
tigung und Überforderung verbunden, 
die zu psychischen Reaktionen führen 
können, die die Situation falsch darstel- 
len und Aktivität verhindern, indem sie 


Menschen lähmen. 


Es braucht Empathie von Alt und Jung 
und Solidarität mit den Generationen 
und Regionen dieser Welt, die schon 
längst und drastisch die Klimakatastro- 
phe und katastrophale Zustände erfah- 
ren: Hunger, Dürre, Gewalt. 

Lasst uns die Generation sein, die die 
Grundlagen von Naturzerstörung und 
Angst bekämpft und die kompromisslos 
für eine Zukunft für Alle und damit für 
eine Welt ohne Angst einsteht. 

»Eine Zukunft für Alle« - das ist eine der 
zentralen Forderungen von »Fridays for 
Future«. Eine Zukunft für Alle gibt es 
nur in einer Welt, in der Niemand mehr 
Angst haben braucht: Keine Angst vor 
der Zukunft, keine Angst vor Hunger, 
keine Angst vor Krieg, keine Angst davor 
fliehen zu müssen und der Durchque- 
rung von Sahara und Mittelmeer. Dies 
wäre eine Welt, in der der Angst ihrer 


Grundlage beraubt ist. 


Für eine Zukunft für 
Alle - Für eine Welt 


ohne Angst 
EEE 


QUELLEN 


fl]: Stellungnahme der »Psychologists for Future« 
https:/bit.Iy/2IxZAPg 


[2]: Arzteblatt.de https:/bit.Iv/2IZUIPf 


[3]: Zeit.de https:/bit.Iv/2IDNIGgR 


[4]: https://fridaysforfuture-hannover.de/ 


zum 
Weiterlesen: 


https://kosmoprolet.org/de/umrisse-der-welt- 


commune 


Der Klimawandel ist in vollem Gange. 
Längst geht es nicht mehr darum, den 
Klimawandel noch aufhalten zu können, 
sondern vor allem darum, den globalen 
Temperaturanstieg im Mittel möglichst 
klein zu halten und diverse Kipppunk- 
te zu umschiffen. Oft ist dann die Rede 
davon, dass alle ihren Beitrag dazu leis- 
ten müssen, und zwar, indem sie einen 
»nachhaltigen Konsum« pflegen. Das 
heißt dann: weniger fliegen, das Auto 
auch mal stehen lassen, auf Fleisch ver- 
zichten, Bio-Produkte bzw. nur solche 
aus nachhaltiger Herstellung kaufen und 
ganz allgemein: weniger konsumieren! 
Klingt ganz einfach und für alle mach- 
bar. Nur wollen müsste man, oder!? 

Die Idee dahinter ist einfach erklärt: 
Wenn Alle »nachhaltig konsumieren«, 
besser darauf achten, was sie wann und 
wo kaufen, dann müssten die Herstel- 
lenden der Waren sich diesem Konsum- 
verhalten beugen und es würde ganz 
automatisch eine Umstellung auf eine 
umweltfreundliche Produktion oder die 
Verkehrswende eingeläutet. Die Kun- 
din ist Königin. Wir alle sind demnach 
höchstselbst dafür verantwortlich, ob 
dieser Planet den Bach runtergeht oder 
nicht. Alles was wir tun müssen, ist: 
endlich unserer Verantwortung für die 
Allgemeinheit und Umwelt gerecht wer- 
den. Ganz privat. Alle nur für sich. 

Aber stimmt das denn? Bestimmt die 
Nachfrage wirklich das Angebot und wie 
entsteht eigentlich Nachfrage? Wie ent- 
stehen menschliche Bedürfnisse? Dass 
die Kundin Königin sei, ist eine Rede- 
wendung, die es von einem knackigen 
Werbespruch zum Sprichwort gebracht 
hat. Damit einher geht die irrige An- 
nahme, produziert und verkauft würde 


lediglich, was auch nachgefragt werde - 


MIT DEM AUFHÖREN 


ANFANGEN 
trotz alledem! 


wofür es einen Bedarf gibt. 

Wie ist es in diesem Kontext zu erklären, 
dass knapp 80 Prozent der Deutschen 
angeben, Bio-Lebensmittel kaufen zu 
wollen [1], gleichzeitig aber noch immer 
nur 10 Prozent der deutschen Agrarbe- 
triebe Bio-Höfe sind, nur 7 Prozent der 
Ackerflächen solche herstellen und Bio- 
produkte insgesamt nur einen Anteil 
von knapp 5 Prozent am Gesamtumsatz 
mit Lebensmitteln ausmachen? Müss- 
te die Nahrungsmittelindustrie nicht 
längst umgestellt haben, um die hohe 


Nachfrage zu decken [2] ? 


Die Annahme, die Nachfrage bestimme 
das Angebot, folgt im Wesentlichen der 
Behauptung liberaler Ökonomen, es 
existiere ein immerzu vernünftig han- 
delnder Mensch, der alle (Kauf-)Ent- 
scheidungen auf der Basis umfassender 
Informationen und grundsätzlich zu 
Gunsten seiner ureigenen Interessen 
fällt. Dieses Interesse ist dann die Nut- 
zenmaximierung (des sog. »homo oeco- 
nomicus«) [3]. Dass ein solcher Mensch 
nicht existiert, ist derart offensichtlich, 
dass dieses Konzept hier nicht weiter 
widerlegt werden soll. 

Spannender scheint dagegen die Frage 
nach den Bedürfnissen zu sein. Unzwei- 
felhaft gibt es grundlegende Bedürfnis- 
se, die sich aus der Beschaffenheit und 
Funktionsweise des (menschlichen) 
Körpers ergeben: Menschen müssen 


bspw. essen, trinken, schlafen und sie 


brauchen Schutz vor der Witterung in 
Form von Kleidung und einem Dach 
über dem Kopf. 

Sind diese grundlegenden Bedürfnisse 
gedeckt, ist zunächst mal das Überleben 
der Einzelnen gesichert. Decken Men- 
schen diese grundlegenden Bedürfnisse 
selbst oder im Familienverband, spre- 
chen wir von »Subsistenzwirtschaft«. 
Also einer Wirtschaftsweise, in der 
die Einzelnen sich das Überleben aus- 
schließlich durch eigene Arbeit sichern. 
Wie die Befriedigung dieser grundsätz- 
lichen Bedürfnisse sichergestellt wird, 
ist aber eine kulturelle Frage und keine 
einer vermeintlich »natürlichen« oder 
gar »widernatürlichen« Lebensweise: 
Ob wir Alle in Höhlen, Zelten oder Häu- 
sern schlafen, uns in Felle oder Funk- 
tionswäsche kleiden, Fleisch essen oder 
nicht, Jäger*innen und Sammler*innen 
sind oder Nahrung aus Molekülen repli- 
zieren, wie in Star Trek, ist eine Frage 
der vorherrschenden Kultur. 

Die Antwort auf die Frage des »wie« der 
Grundsicherung, bringt immer schon 
ihre eigenen Anforderungen und Be- 
dürfnisse mit sich. Das können bspw. 
technische Errungenschaften, wie 
Werkzeuge und andere Hilfsmittel sein 
aber eben auch die Antwort darauf, wo- 
nach der Bedarf sich konkret richtet 
(Fleisch und/oder Gemüse z. B.). 

Auch sich verändernde Sozialstruk- 
turen, zum Beispiel durch die Spe- 


zialisierung von Einzelnen, in arbeits- 


teililgen Gesellschaften oder neue 
Lebensentwürfe und Familienformen, 
bringen neue Begehrlichkeiten und An- 
forderungen mit sich. Schon aus dem 
jeweiligen, kulturell geprägten, Prozess 
zur Befriedigung grundlegender Bedürf- 
nisse, ergeben sich neue, sozial produ- 
zierte. 

Menschen, die meinen, was und wie 
produziert werde, liege in der individu- 
ellen Verantwortung der Einzelnen, ge- 
hen dem gegenüber häufig davon aus, 
dass es berechtigte Bedürfnisse gibt und 
solche, die keine Daseinsberechtigung 
hätten. Dabei verkennen oder leugnen 
sie den grundsätzlich sozialen Charak- 
ter von deren Entstehung und sind sich 
dabei sicher, moralisch auf der richtigen 
Seite zu stehen. Im Angesicht der dro- 
henden Klimakatastrophe haben sie die 
Lösungswege zur Hand. Die Schuld für 
die drohende Katastrophe wird den Ein- 
zelnen zugeschrieben, die einfach nicht 
begreifen wollen, dass deren Bedürfnis- 
se keine Daseinsberechtigung haben, 
weil diese von einer global agierenden, 
Multi-Milliarden Dollar schweren Wer- 
beindustrie tagaus tagein überhaupt erst 


produziert werden. 


Besonders authentische Fälle predigen 
nicht nur den Konsumverzicht, sondern 
leben diesen als »Influencer*innen« vor 
und werden dabei durch ihre multime- 
diale Dauerpräsenz zu Prophet*innen 
einer archaischen - vormodernen - Le- 
bensweise, die auf die ewige Schinderei 
der Subsistenzwirtschaft zielt. Nicht 
zufällig gibt es bei der Hinwendung zu 
einer »natürlichen Lebensweise« große 
Schnittmengen zwischen vermeintlich 
progressiven, linken Gesellschaftsent- 


würfen und diversen faschistischen Be- 


wegungen, wie z.B. den Sog. »völkischen 


Siedlern«. Was sie eint, ist ihre Zivilisa- 
tionsverachtung. 

Die in der Gegenwart global durchge- 
setzte Antwort auf die Frage, wie wir 
menschliche Grundbedürfnisse befrie- 
digen können, ist der Kapitalismus. Wir 
haben an einigen Stellen dieser Broschü- 
re bereits versucht, die verschiedenen 
Abhängigkeits- und Unterdrückungs- 
verhältnisse, die diese Antwort mit sich 
bringt, auszugs- und ansatzweise darzu- 
stellen. Auf einen Aspekt sind wir dabei 
aber noch nicht eingegangen. In seinem 
berühmtesten Werk beschrieb Karl 
Marx diese Gesellschaft direkt im ersten 
Halbsatz treffend so: 

»Der Reichtum der Gesellschaften, in 
welchen kapitalistische Produktions- 
weise herrscht, erscheint als eine »un- 
geheure Warensammlung«, [...« [4] 
Es stimmt! Sobald wir einen Super- 
markt betreten, werden wir von dem 
herrschenden Angebot fast erschlagen 
und wir bekommen überhaupt nur das 
zu Gesicht, was sich in der allgemeinen 
Konkurrenz schon soweit erfolgreich 
durchgesetzt hat, dass es überhaupt 
seinen Platz im Regal einnehmen darf. 
Dazu wird regional nur angeboten, was 
auch kulturell akzeptiert ist: was bei uns 
als »Schlachtabfall« gilt, wird dann eben 
billig exportiert. Betrachtet man zudem, 
wieviel von dem, das dort in der Aus- 
lage dargeboten wird, am Ende wegge- 
worfen oder gar in Milchseen gegossen 
wird, um Preise stabil zu halten, liegt 
der Schluss nahe, dass wir einen unge- 
heuren Überschuss produzieren - wäh- 
rend anderswo noch immer Menschen 
hungern. Das erscheint wenig vernünf- 
tig und kann eine*n in den Wahnsinn 


treiben. Aber fragen wir uns doch mal, 


warum das so ist: Welchen Zweck erfüllt 
dieses Überangebot? 

Die kapitalistische Produktion gleicht 
einem »Perpetuum Mobile«. Einem me- 
chanisch betriebenen Apparat, dessen 
einziger Daseinszweck darin besteht, 
sich selbst am Laufen zu halten. Der 
Konsum ist der »Motor« dieses Apparats 
und der dient gleichzeitig dazu, mög- 
lichst vielen (aber niemals Allen) Arbeit 
zu verschaffen, für die sie dann Lohn 
erhalten, mit dem sie über den Konsum 
ihre Bedürfnisse befriedigen können. 
Das alles in einem endlosen Kreislauf 
der niemals stillstehen darf. Es hat also 
einen Grund, warum immer mehr Wa- 
ren in immer absurderen Verhältnissen 
produziert werden und dabei die Na- 
turzerstörung im gleichen Ausmaß zu- 
nimmt, wie der Konsum - also der Ge- 
bzw. Verbrauch der hergestellten Waren. 
Wer hier meint, Konsumverhalten sei 
vor allem eine Frage der (richtigen) Mo- 


ral, macht es sich zu leicht. 


Zum Einen muss man sich »den rich- 
tigen« Konsum zunächst auch erstmal 
leisten können. Nicht Alle verfügen 
über die finanziellen Mittel, um sich das 
Bio-Gemüse aus regionaler Produktion 
und das Holzspielzeug vom Tischler um 
die Ecke kaufen zu können. Sie müssen 
auf das zurückgreifen, was billig und in 
Massen produziert und entsprechend 
günstig verkauft wird. In aller Regel sind 
das nicht gerade die Produkte, die wir 
als umweltverträglich einstufen. 

Zum Anderen dürfen wir nicht verges- 
sen, dass viele Bedürfnisse einen so- 
zio-kulturellen Ursprung haben. In der 
neoliberalen Leistungsgesellschaft sind 


das zum Beispiel Statussymbole: wie 


teure Urlaubsreisen, das jeweils neuste 


Smartphone, schicke Klamotten oder 
der Sportwagen bzw. der SUV unserer 
Nachbarsfamilien. Diese Dinge haben 
aus zweierlei Gründen Bedeutung. Ers- 
tens: die Menschen belohnen sich mit 
ihrer Anschaffung für zuvor Geleistetes. 
Konsum löst nachweislich Glücksgefüh- 
le aus. 

Zweitens: Menschen streben nach sozia- 
ler Anerkennung. In der Leistungs- und 
Konkurrenzgesellschaft bemisst sich 
der soziale Status daran, wie erfolgreich 
die Einzelnen sich im allgegenwärtigen 
Wettbewerb durchsetzen. Statussym- 
bole heißen nicht ohne Grund so. Ihr 
Vorhandensein symbolisiert den Erfolg. 
Genauso, wie ihre Abwesenheit den 
Misserfolg der scheinbar an der Konkur- 
renz gescheiterten Einzelnen in unserer 
Gesellschaft zeigt. 

Richtig wäre, sich das bewusst zu ma- 
chen und darüber nachzudenken, wie 
man diese - im Sozialen produzierten 
- Bedürfnisse umlenken könnte. Was 
hieße: an die Wurzel des Problems zu 
gehen. Den Einzelnen das Anhäufen 
von Statussymbolen zu untersagen, be- 
deutet dagegen bloß das Bekämpfen 
von Symptomen. Es bedeutet immer 
einen Angriff auf deren Selbstwahrneh- 
mung und ihre persönliche Stellung in 
der Gesellschaft. Entsprechend werden 
sie sich zur Wehr setzen und etwaige 
Verbote können dann kaum von Dauer 
sein. Ganz egal, wie vernünftig sie mit 
Blick auf die drohende Klimakatastro- 
phe auch sein mögen. Letzteres Allen 
begreiflich zu machen, ist eine Aufga- 
be, die schlicht niemals zu erfüllen sein 
wird. Anschaulich wird das, wenn man 
sich das alltägliche Geschrei von der 
bevorstehenden »Öko-Diktatur« eines 


angeblichen »linksgrünversifften Main- 


yA 


stream« ansieht [5]. 

Aber nicht nur das Bedürfnis Status- 
symbole anzuhäufen, ist ein Produkt 
der Vergesellschaftung im Kapitalismus. 
Eine der Kernannahmen des Neolibe- 
ralismus ist es, dass Alle für ihr eigenes 
Schicksal, den persönlichen Erfolg oder 
Misserfolg verantwortlich seien. Die si- 
cherlich gut gemeinte Idee, der eigene 
Konsumverzicht sei eine geeignete Ant- 
wort auf die großen Fragen der Weltge- 
sellschaft, wie zum Beispiel das Klima, 
ist eine Fortsetzung dieses Gedankens. 
Sie ist ein deutliches Zeichen dafür, wie 
sehr die Einzelnen die obige Annahme 
bereits verinnerlicht haben und dabei 
die gesellschaftlichen Verhältnisse, die 
dem ganzen Wahnsinn zugrunde liegen, 
ausblenden. 

Das geht dann mitunter soweit, dass das 
Elend der Ärmsten dieser Welt regel- 
recht romantisiert wird: Dass die ärms- 
ten 50 Prozent der Weltbevölkerung nur 
für knapp 10 Prozent des CO. Ausstoßes 
verantwortlich sind und die reichsten 
zehn für 49 Prozent [6], liegt nicht etwa 
daran, dass diese Menschen bewusster 
oder irgendwie »ursprünglicher« und 
eben »natürlicher« leben würden. Son- 
dern daran, dass diese sich den Lebens- 
standard schlicht nicht leisten können, 
der diese Unmengen CO2 produziert. 
Mit welchem Recht will man nun einer- 
seits den reichsten 10 Prozent sagen, sie 
hätten sich an den ärmsten zu orien- 
tieren und umgekehrt den ärmsten die 
Steigerung ihres Lebensstandards — mit 
all jenen Bedürfnissen und deren poten- 
tieller Erfüllung, die mit einem solchen 
Wandel einhergingen - verweigern? 
Und wer will das wie, wann und auf wel- 
cher Machtbasis durchsetzen? 


Ein Hinweis darauf, dass die Konsum- 


kritik ins Leere läuft (obwohl die Idee 
dahinter ja vernünftig sein mag), könn- 
te zum Beispiel sein, dass bewussterer 
Konsum bisher kaum je dazu geführt hat, 
dass sich tatsächlich etwas geändert hat. 
Stattdessen sind neue Produktnischen 
entstanden: wie zum Beispiel vegane 
Fleischersatzprodukte, die neue Märkte 
erschlossen haben, gleichzeitig aber kei- 
nen Effekt auf die industrielle Fleisch- 
produktion hatten. Tatsächlich nehmen 
Massentierhaltung und Fleischkonsum 
stetig zu [7], obwohl eine wachsende An- 
zahl an Menschen bewusst darauf ver- 
zichtet [8]. 

Eine Kritik, die sich ausschließlich an 
den Konsum richtet, lagert die Verant- 
wortung an Einzelne aus und appel- 
liert an die Moral. Sie hat den Blick auf 
die dahinterstehenden Mechanismen 
der kapitalistischen Produktionsweise 
nicht im Blick. Echte Perspektiven er- 
geben sich aus ihr deswegen nicht, weil 
sie sich an Symptomen abarbeitet, statt 
deren Ursachen in den Blick zu nehmen. 
Eine grundsätzliche Kritik kann sich 
nur gegen die Verhältnisse als Ganzes 
richten, die die Menschen in Lohn- 
arbeit zwingen und abhängig von der 
kapitalistischen Verwertungsmaschine- 
rie machen. Mit dem Aufhören endlich 
anzufangen und zum Beispiel endlich 
Glühbirnen für den Bedarf zu produzie- 
ren (die dann ein Menschenleben lang 
halten) statt solche, die eine geplante 
Brenndauer haben, alles nur, um den 
Motor am Laufen zu halten... Das wäre - 
trotz alledem - der erste Schritt hin zu 
einer sozial gerechten und Ökologisch 


nachhaltig eingerichteten Welt. 
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Es muss viel 
passieren, aber es 
soll sich möglichst 
wenig ändern - Ist 
eine CO;-Steuer die 
richtige Antwort 
auf die falsche 
Frage? 


Die Zeit, in der notwendige Maßnahmen 
zur Abwendung verheerender Folgen 
der Naturzerstörung eingeleitet und 
vollzogen werden müssten, wird nicht 
größer. Dies stellt dringend und zwangs- 
läufig Fragen nach Lösungsmöglichkei- 
ten und Auswegen aus dem zerstöreri- 
schen Fortgang der Geschichte. 

Eine innerhalb der Klimaprotestbewe- 
gung diskutierte und geforderte Maß- 
nahme ist die Einführung einer soge- 
nannten »CO:-Steuer«. Darunter wird 
die Bepreisung des Ausstoßes von Koh- 
lenstoffdioxid und weiteren Schadstof- 
fen, wie z. B. Methan, verstanden. 
Dieser Ansatz hat es auch in das Ende 


September vorgestellte Klimapaket der 


Bundesregierung geschafft. 

Doch was ist - unabhängig von der Höhe 
und der konkreten Ausgestaltung - die 
Idee und der erwünschte Effekt einer 
solchen Bepreisung von Schadstoffen? 
„Eine Verteuerung klimaschädlicher 
Rohstoffe und Produktionsprozesse 
führt dazu, dass Alternativen wirtschaft- 
lich werden: Unternehmen werden 
neue, emissionsarme Produkte entwi- 
ckeln, klimafreundliche Produkte wer- 
den für die Bürgerinnen und Bürger 
günstiger. Klimaschutz wird Teil eines 
erfolgreichen und wettbewerbsfähigen 
Geschäftsmodells.“ [1] 

In der Produktion werden Schadstoffe 
freigesetzt - dies bedeutet, dass Schad- 
stoffe, die bei der Warenproduktion ent- 
stehen, in die Natur abgegeben werden. 
Dafür entstehen den Verursachenden 
keine finanziellen Kosten. Da ökologi- 
sche Erwägungen in einer profitorien- 
tierten Produktionsweise nicht relevant 
sind, weil sie in der Kosten-Nutzen-Re- 
lation nicht von Bedeutung sind, ist die 
CO:-Steuer ein Versuch, diese Schad- 
stoffemissionen mit einem Preis zu ver- 
sehen und so in die Logik von Kosten 
und Nutzen einzubeziehen. 

Hier besteht allerdings bereits ein ers- 
tes Problem: Wie hoch ist der Preis für 
die Emission von Treibhausgasen? Der 
Preis soll sich dabei an den zu erwarten- 
den Kosten orientieren, die die Zerstö- 
rung von Natur zukünftig verursachen 
wird - nur: Die Zerstörungen der Natur 
sind nicht quantitativ, bspw. in Geld, 
abzubilden, da die Natur insbesondere 
qualitative Dimensionen hat. Wie sollte 
das Korallensterben in Geld darstellbar 
sein? Ein Wert ist der Natur nicht na- 
türlich gegeben. Ohne Menschen gäbe 


es so etwas wie Wert und Preis schlicht 


nicht. Beispielsweise bezieht sich die 
Forderung eines CO:-Preises von 180€ 
pro Tonne ausgestoßenem CO:;, wie er 
von »Fridays For Future«, »Scientists 
For Future«und weiteren gefordert wird, 
auf Berechnungen des Umweltbundes- 
amtes, die darin vermeintliche ökono- 
mische Belastungen von Schäden und 
Schadensprävention zu erfassen versu- 
chen [2]. 

Ein CO:-Preis ist als Lenkungsinstru- 
ment für die Produktion und den Kon- 
sum vorgesehen. Er ist ein zusätzlicher 
Kostenfaktor in der Produktion und soll 
so dafür sorgen, dass der Drang zur Kos- 
tenminimierung die Produzierenden 
zur Erforschung von ökologischeren 
und dann kostengünstigeren Arten der 
Warenproduktion animiert. Eine CO:- 
Steuer ist damit eine Maßnahme, die 
innerhalb des kapitalistischen Marktes 
eingesetzt wird und die die Regulation 
der Schadstoffemission den scheinba- 
ren »Marktgesetzen« überlässt. 

Dabei ist zu beachten, dass die durch 
eine CO;-Steuer verursachten Mehr- 
kosten von den Produzierenden auf die 
Konsumierenden umgewälzt werden: 
Eine CO;-Steuer wird sich so in einer 
Preiserhöhung derjenigen Waren zei- 
gen, deren Produktion mit einem ho- 
hem Schadstoffausstoß einhergeht. So 
setzt eine CO:-Steuer erst am Ende des 
Produktionsprozesses bei der Kaufent- 
scheidung der Konsumierenden an und 
nicht bei den Verursachenden, die jah- 
relang Profit aus der Naturzerstörung 
gezogen haben und weiterhin ziehen. 
Dies kann exemplarisch für die fehlende 
bzw. falsche Problemanalyse betrachtet 
werden: Das Problem der Naturzerstö- 
rung wird von ihrem Ende, dem Kon- 


sum produzierter Waren, betrachtet und 


dementsprechend wird versucht, diesen 
über eine Bepreisung zu steuern. Dabei 
wird die Emission - im Übrigen ebenso 
wie die enorme Ausnutzung natürlicher 
Ressourcen - in der bzw. durch die Pro- 
duktion verursacht. Es ist die immense 
Ausweitung der Produktion zur Reali- 
sierung von Gewinn und Wachstum, die 
verantwortlich zu machen wäre und de- 
ren zerstörerische Auswirkungen sich 
nicht durch die Etablierung neuer Tech- 
nologien mildern lassen [3]. 

Dabei geht es bei einer CO:.-Steuer ex- 
emplarisch für marktorientierte Lösun- 
gen darum, bei Klimaschutzmaßnah- 
men „etwaige negative Auswirkungen 
auf die wirtschaftliche Leistungsfähig- 
keit der deutschsprachigen Länder“ [4] 
überschaubar zu halten. Die Steuer soll 
die Logik der Marktwirtschaft schließ- 
lich ausnutzen und nicht verändern. 
Der Wachstumszwang, der notwendig 
zur kapitalistischen Produktionsweise 
gehört, soll durch die Maßnahme nicht 
angegangen werden. Dabei ist es doch 
gerade dieses unendliche Wachstum, 
das als eine Ursache der Natur- und Res- 
sourcenzerstörung angesehen werden 
muss. [vgl. auch den Beitrag »Kapitalisti- 
sche Naturzerstörung. Höher, Schneller, 


Weiter«] 


Nichts ist passiert. 
Alles ist bekannt. 
Nichts scheint er- 
kannt, 

Eine CO:-Steuer ist damit Ausdruck von 
Alternativlosigkeit. Der Markt und seine 
vermeintlichen Gesetze werden genau- 
so vorausgesetzt wie die Art des Wirt- 
schaftens, dessen Teil sie sind. Selbst in 
der enorm wichtigen Diskussion, was 


angesichts der drohenden Klimakrise 


CO;-STEUER? 


Richtige Antwort auf 
die falsche Frage? 


zu tun ist, werden bestimmte Dinge als 
nicht hinterfragbar und unveränderlich 
betrachtet. Oder anders gesagt: Diese 
Dinge erscheinen naturgegeben. Und 
ihre Existenz somit natürlich und nicht 
änderbar - wie die Existenz der Sonne. 
Mit ihr muss unweigerlich ein Umgang 
gefunden werden und die Sonne hat be- 
stimmte Eigenschaften, mit denen die 
Menschen lernen müssen umzugehen. 
Dies gilt aber nicht für die Marktwirt- 
schaft oder den Kapitalismus. Diese sind 
nicht natürlich, sondern historisch ent- 
standen und damit sind sie veränderbar, 
bspw. wenn deutlich wird, dass die Lo- 
gik von Profitmaximierung und Wachs- 
tum nicht mit der Natur und den stoff- 
lichen Ressourcen in Einklang gebracht 
werden kann. 

Die Diskussion um die richtigen Maß- 
nahmen zum Erreichen des 1,5 Grad 
Ziels kann beispielhaft dafür betrachtet 
werden. Öffentlich diskutiert wurde und 
wird auch - scheinbar im Gegensatz zur 
Alternativlosigkeit - eine Alternative: 
Der Emissionshandel [5]. 

Doch warum ist diese Alternative keine? 
Der Emissionshandel ist wie eine CO:- 
Steuer eine Maßnahme, die CO; einen 
Preis gibt und sich ebenso der Marktme- 
chanismen bedient, wie es bei einer CO:- 
Steuer dargestellt wurde. Eine Alternati- 
ve jenseits der Marktmechanismen und 
jenseits des Festhaltens an nationaler 
Wachstumspolitik ist jedenfalls nicht in 


Sicht. 


Dabei wäre diese Alternative gerade an- 
gesichts der Klimakrise dringend not- 
wendig. Eine Alternative zu der Aus- 
beutung der Natur und zu unendlichem 
Wachstum und Reichtum, von dem der 
Großteil der Weltbevölkerung ausge- 
schlossen wird. 

Doch für diese Alternative müssten an- 
dere Fragen gestellt werden. Es müssen 
Fragen gestellt werden, die nicht wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit und an- 
haltendes Wachstum als Voraussetzung 
haben, sondern die Erhaltung natürli- 
cher Ressourcen und eine gute Zukunft 
- und das nicht nur in nationaler Pers- 
pektive, sondern weltweit. 

Zugegeben: Die Zeit für Veränderungen 
ist knapp und große Veränderungen 
passieren nicht von Heute auf Morgen. 
Doch ist dies kein Argument gegen eine 
Alternative, sondern für sie. Denn was 
lange braucht, sollte früh begonnen 
werden. Ein »Weiter so« ist weder in 
ökologischer noch in sozialer Hinsicht 
die Lösung. Wir brauchen die richtigen 
Antworten - aber auch auf die richtigen 
Fragen. Die Diskussion rund um eine 
CO.-Steuer ließe sich da wohl eher als 
eine Antwort auf eine bereits falsche 
Frage bezeichnen. In der Paradoxie der 
aktuellen Weltlage kann nur gehofft 
werden, dass derartige Maßnahmen das 
Zeitfenster zum Stellen und Beantwor- 
ten dieser Fragen zumindest ein kleines 


Stück vergrößern. 


ANMER- 
KUNGEN 


[1] Scientists for Future - Antworten auf zentra- 
le Fragen zur Einführung von CO;-Preisen,S. 1 
https://bit.Iy/2pXhzle 


[2] Umweltbundesamt https:/bit.Iy/2siyZiz 


3] Dies bezeichnet man als »Rebound-Effekt« 
bzw. »Jevons-Paradoxon«. Mehr dazu: geo.de 
https://bit.Iy/2qJm21x 


[4] Scientists for Future - Antworten auf zentrale 
Fragen zur Einführung von CO2-Preisen, Einlei- 
tung sowie S. 22-25 https://bit.Iy/2pXhzle 


[5] Emissionshandel: Als Emissionshandel wird 
der Handel mit Verschmutzungsrechten bzw. 
Emissionszertifikaten bezeichnet. Hierbei wird im 
Gegensatz zu einer festen CO;-Bepreisung kein 
fester Preis für die Emission von CO; und weite- 
ren Schadstoffen festgesetzt, sondern es wird 
ein Markt für den Handel mit diesen Verschmut- 
zungsrechten installiert, auf dem diese Zertifika- 
te angeboten und (meistbietend) ge- bzw. ver- 
kauft werden. Mit einem Emissionszertifikat lässt 
sich folglich die Erlaubnis zur Verschmutzung 
durch Schadstoffe erkaufen. 


zum 
Weiterlesen 


Kathrin Hartmann - Die CO2-Steuer erlöst uns 
nicht - Der Freitag https://bit.Iy/2E3yFHH 

Mark Fisher (2013) - Kapitalistischer Realismus 
ohne Alternative? VSA-Verlag. ISBN: 978-3-89965- 
421-9. 


ZUSAMMENFASSUNG 


& AUSBLICK 


Der Klimawandel bedroht die Existenz- 
grundlage aller. Schon jetzt sind seine 
Auswirkungen kaum absehbar. Fest 
steht jedoch: die Menschen sind auf 
unterschiedliche Weise davon betroffen 
und das hängt nicht nur von geografi- 
schen sondern auch von vielfältigen so- 
zialen Faktoren ab. Einige davon haben 
wir versucht in dieser Broschüre grob 


darzustellen. 


Unterm Strich lässt sich vielleicht fest- 
halten, dass der Klimawandel keine rein 
ökologische sondern vorwiegend eine 
sozio-ökonomische und damit letzt- 
lich eine politische Frage ist. Der Pro- 
test gegen die weltweite Klimapolitik 
muss auch ein solidarischer Protest mit 
denen sein, die an den Folgen der dro- 
henden Klimakatastrophe leiden, ob die 
indigene Bevölkerung des Amazonas, 
die Bewohner”innen der Regionen der 
Erde, in denen die Temperaturen le- 
bensbedrohliche Ausmaße annehmen, 
wie auch den vor Hitze, Krieg und Elend 


Flüchtenden. 


Was bisher von den politischen Repre- 
sentant*innen der Weltgemeinschaft 
erdacht und vorgeschlagen wurde, was 
bisher real unternommen wird, sind 
keine hinreichenden Antworten auf die 
Probleme, mit denen wir alle uns kon- 
frontiert sehen. Instrumente, die geeig- 
net wären, die drohende Klimakatastro- 
phe noch einzudämmen und dabei die 
sozialen Faktoren nicht nur nicht zu 
vergessen, sondern aktiv in den Blick zu 
nehmen, liegen bislang nicht auf dem 


Tisch. Und ehrlicherweise haben wir 


auch keine abschließenden Antworten 


auf diese Fragen. 


Wir glauben aber, dass es so nicht wei- 
tergehen kann. Was wir brauchen ist 
ein radikales Umdenken in allen ge- 
sellschaftlichen Bereichen. Wir mei- 
nen damit nicht (nur) die individuellen 
Konsumgewohnheiten zu hinterfragen. 
Wir glauben, dass wir alles hinterfra- 
gen müssen, was wir bisher als natür- 
liche Gegebenheiten ansehen. Die Art 
und Weise unseres Zusammenlebens, 
das Wirtschaften, Arbeit, politische Ent- 
scheidungsprozesse uvm. müssen von 
Grund auf radikal neu gedacht werden. 
Einige Ansätze haben wir hier und da 
versucht zu skizzieren. Wir hoffen, ihr 
habt einen Eindruck davon bekommen, 
was wir darunter verstehen, wenn wir 
dieser Broschüre den Namen »System 
Change not Climate Change« gegeben 
haben: Wer die drohende Klimakatast- 
rophe noch abzuwenden hofft, kommt 
nicht umhin die Systemfrage zu stellen. 


Die Zeit drängt! 


Wir wollen mit Euch in einen Austausch 
kommen, mit Euch gemeinsam aktiv 
werden für eine Welt, in der niemand 
Angst und Hunger haben muss. Wir 
würden uns freuen, wenn Ihr eins unse- 
rer offenen Treffen besucht um mit uns 
zu diskutieren. Deshalb behaltet gerne 
unsere Website und unsere Social-Me- 


dia Kanäle im Blick. 


direction f, 
Dezember 2019 


